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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
 

Richtlinie zur Förderung der Herstellung
 
des barrierefreien und generationsgerechten 


Zuganges zu den Wohnungen 

in Mietwohngebäuden
 

(AufzugsR) 


Runderlass 

des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft 


Vom 26. Februar 2014
 

Inhaltsübersicht 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
2 Gegenstand der Förderung 
3 Zuwendungsempfänger und Zuwendungsempfängerin 
4 Zuwendungsvoraussetzungen 
5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
7 Verfahren 
8 Übergangsbestimmungen 
9 Geltungsdauer 

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage des 
Wohnraumförderungsgesetzes (WoFG) nach Maßgabe 
dieser Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften (VV) 
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Darlehen 
für die Herstellung des barrierefreien und generations­
gerechten Zugangs zu Mietwohnungen. Ziel ist die För­
derung von Baumaßnahmen (zum Beispiel Ein- oder 
Anbau von Aufzügen) zur Schaffung des barrierefreien 
Zuganges zu Mietwohngebäuden und -wohnungen zur 
dauerhaften Verbesserung der allgemeinen Wohnver­
hältnisse, insbesondere für die Zielgruppe junge Fami­
lien, Menschen mit Behinderungen und Seniorinnen 
und Senioren in der unter der Nummer 4.1 genannten 
Förderkulisse. 

1.2	 Rechtsgrundlagen sind 

- das Gesetz über die soziale Wohnraumförderung, 
- das Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien 

im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärme­
gesetz - EEWärmeG), 

- die Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz 
und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden 
(Energieeinsparverordnung - EnEV), 

- das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Brandenburg (VwVfGBbg) sowie 

- die Landeshaushaltsordnung einschließlich der dazu 
erlassenen Verwaltungsvorschriften. 

1.3	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung 
besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Mittel. 

1.4	 Ausnahmeentscheidungen von dieser Richtlinie im Ein­
zelfall bedürfen der vorherigen Zustimmung des Minis­
teriums für Infrastruktur und Landwirtschaft (MIL). 
Ausnahmeentscheidungen, die über den Einzelfall hi­
naus von Bedeutung sind, ergehen im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen. 

2	 Gegenstand der Förderung 

Zuwendungsfähige Ausgaben 

Zuwendungsfähig sind Ausgaben gemäß DIN 276 für 
bauliche Maßnahmen: 

- zur Herstellung des vollständigen barrierefreien 
Zuganges zu Mietwohnungen in Mietwohngebäu­
den beziehungsweise -gebäudeteilen, die nach 
Abschluss der Maßnahmen mindestens drei Miet­
wohnungen enthalten und zur dauerhaften Woh­
nungsversorgung von Familien mit mindestens 
einem minderjährigen Kind, jungen Ehepaaren (§ 24 
Absatz 1 WoFG) sowie Seniorinnen und Senioren 
im Alter ab 55 Jahren geeignet sind; 

- zur Instandsetzung von Bauteilen, wenn sie im 
unmittelbaren Zusammenhang mit vorgenannten 
Maßnahmen stehen; 

- Baunebenkosten in Höhe von bis zu 12 Prozent der 
anerkannten förderfähigen Baukosten im Rahmen 
der Gesamtförderung. 

Nicht zuwendungsfähige Ausgaben 

Nicht zuwendungsfähig sind Geldbeschaffungskosten 
und Zinsen sowie Umsatzsteuererträge, die nach § 15 
des Umsatzsteuergesetzes als Vorsteuer abziehbar sind. 

3	 Zuwendungsempfänger und Zuwendungsempfänge­
rin 

Natürliche und juristische Personen, die Eigentum, Erb­
baurecht oder sonstige Verfügungsrechte an Mietwohn­
gebäuden haben. 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Die Förderung ist nur innerhalb der innerstädtischen 
Sanierungs- und Entwicklungsgebiete möglich. Zudem 
ist insbesondere in den Städten der regionalen Wachs­
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tumskerne (RWK), den vom MIL geförderten Stadt­
umbaustädten sowie den Mittelzentren gemäß zentral­
örtlicher Gliederung des Landes Brandenburg die För­
derung auch in den durch die Städte definierten inner­
städtischen „Vorranggebieten Wohnen“ möglich. 

Darüber hinaus ist die barrierefreie Gestaltung des 
Zuganges zu den Mietwohnungen durch die Aufzugs­
nachrüstung auch in den abgestimmten „Konsolidie­
rungsgebieten der Wohnraumförderung“ möglich. 

Die Ausweisung der Gebietskulissen setzt voraus, dass 
die innerstädtischen Stadtstrukturen über die Sanie­
rungs- und Entwicklungsgebiete hinausgehen. 

Die Vorranggebiete Wohnen und die Konsolidierungs­
gebiete sind durch Selbstbindungsbeschluss der Städte 
und in Form einer konkreten Abgrenzung dieser Berei­
che festzulegen. Die Festlegung dieser Bereiche erfolgt 
in Abstimmung mit dem Landesamt für Bauen und Ver­
kehr (LBV) unter Beachtung der stadtentwicklungs- und 
wohnungspolitischen Zielvorstellungen des Landes. 
Das LBV informiert die Investitionsbank des Landes 
Brandenburg (ILB) als Bewilligungsstelle zeitnah über 
die abgestimmten Bereiche. 

4.2	 Das Vorhaben darf nur gefördert werden, wenn 

- das Mietwohngebäude in der Vergangenheit bereits 
nachhaltig modernisiert und instand gesetzt worden 
ist (Standard mittlerer Intensität gemäß Anlage) 
oder 

- in Verbindung mit der Herstellung des barrierefreien 
Zuganges zu den Wohnungen das Mietwohngebäu­
de gleichzeitig nachhaltig modernisiert und instand 
gesetzt wird oder 

- Mietwohnungen neu gebaut werden und es sich um 
einen Neubau (Baulückenschließung) in der ent­
sprechenden Gebietskulisse nach Nummer 4.1 han­
delt; 

- eine behindertengerechte Ausstattung der Aufzugs­
anlage (Drei-Sinne-Prinzip, mindestens aber Zwei­
Sinne-Prinzip) erfolgt; 

- die Mehrzahl der Mieter der Zielgruppe der Förde­
rung zuzuordnen ist; 

- die Tragfähigkeit der Finanzierung der Gesamtmaß­
nahme nachgewiesen wird und die Plausibilität der 
beantragten Maßnahmen und Ausgaben gegeben ist; 

- zu Bindungen, Belastungen und Miete entsprechend 
den Regelungen nach Nummer 4.4 verfahren wird; 

- planungs- und/oder baurechtliche Belange nicht ent­
gegenstehen und eine gegebenenfalls notwendige 
Baugenehmigung vorliegt. 

4.3	 Nicht zuwendungsfähig ist die alleinige Nachrüstung 
von Aufzugsanlagen an bestehenden Wohngebäuden, 
wenn 

- der Aufwertungsstandard der Wohnungen nach 
Abschluss der baulichen Maßnahmen nicht dem 
Standard der mittleren Intensität entspricht (Anlage); 

- die Baugenehmigung für die Errichtung des betrof­
fenen Bestandsgebäudes nach dem 1. März 2007 
erteilt wurde. 

4.4	 Bindung/Belastung/Miete 

Im Fördervertrag werden die Belegungsbindungen als 
allgemeine Belegungsrechte, Belegungsrechte für beson­
dere Personengruppen und Benennungsrechte (§ 26 
Absatz 2 WoFG) unter Beachtung folgender Grundsätze 
über einen Zweckbindungszeitraum von 15 Jahren nach 
Fertigstellung der Maßnahmen begründet: 

- Belegungsbindungen werden regelmäßig unter 
Beachtung des § 44 Nummer 2 WoFG zwischen 
der Zuwendungsempfängerin beziehungsweise dem 
Zuwendungsempfänger und der zuständigen Stelle 
(Amt, amtsfreie Gemeinde, kreisfreie Stadt) für die 
Dauer der Zweckbindung entsprechend dem aktuel­
len Bedarf der Kommune vereinbart und werden 
Bestandteil der Förderzusage. Auf Grundlage des 
LEP B-B beträgt der Anteil der Mietpreis- und 
Belegungsbindungen im Mietwohnungsbestand in 
der Regel 75 Prozent der geförderten Wohnungen 
im Berliner Umland und 50 Prozent im Berlin fer­
nen Raum. Im Mietwohnungsneubau beträgt die 
Bindungsquote in der Regel 100 Prozent der geför­
derten Wohnungen im Berliner Umland und min­
destens 75 Prozent im Berlin fernen Raum. 

- Zum Zwecke der Schaffung beziehungsweise des 
Erhalts sozial stabiler Bewohnerstrukturen können 
die Belegungsrechte nach § 26 Absatz 1 Nummer 2 
oder 3 WoFG auch an anderen Wohnungen begrün­
det werden, wenn die geförderten Wohnungen und 
Ersatzwohnungen unter Berücksichtigung des För­
derzwecks gleichwertig sind und in der unter Num­
mer 4.1 genannten Förderkulisse liegen. Der Anteil 
der mittelbar gebundenen Wohnungen darf 50 Pro­
zent der geförderten Wohnungen/Wohnfläche (bei 
Neubau 25 Prozent) nicht überschreiten. 

- Bei vollständig vermieteten Wohngebäuden werden 
die Mietpreis- und Belegungsbindungen bis zur ver­
einbarten Höhe mit jeder nach Abschluss der Moder­
nisierungsmaßnahmen frei werdenden Wohnung 
aktiviert. Der Freizug ist der zuständigen Stelle zu 
melden, damit diese den Eigentümern Mietparteien 
benennen kann, die die Zugangsvoraussetzungen 
(Wohnberechtigungsschein) erfüllen und der Ziel­
gruppe der Förderung zuzuordnen sind. Diese 
Regelung gilt bis zum Ablauf der 15-jährigen 
Zweckbindungsfrist. 

Für die Miete gelten vorbehaltlich nachfolgender Rege­
lungen die allgemeinen mietrechtlichen Bestimmungen 
über Wohnraummietverhältnisse des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB). 

Bei Anwendung des § 559 BGB darf die  Modernisie­
rungsumlage bezogen auf die Aufzugsnachrüstung bei 
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den mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen - bei einer Veräußerung des Grundstücks die mit dem 
insgesamt 1 Euro je Quadratmeter Wohnfläche monat- Fördervertrag übernommenen Verpflichtungen und 
lich nicht übersteigen (Kappungsgrenze). die sich daraus ergebenden Bindungen seiner Rechts­

nachfolgerin beziehungsweise seinem Rechtsnach-
Bei Erstvermietung von mietpreis- und belegungs­ folger in der Weise aufzuerlegen, dass dieser wiede­
gebundenen Wohnungen nach Baufertigstellung beim rum verpflichtet ist, seinen Rechtsnachfolger in der-
Neubau beziehungsweise nach Abschluss der Aufzugs­ selben Weise zu binden. 
nachrüstung bei Bestandsgebäuden an den betreffenden 
Personenkreis darf die Nettokaltmiete 5,50 Euro je Qua­ - Nach Maßgabe des § 558 BGB sind etwaige Miet­
dratmeter Wohnfläche (Kappungsgrenze) im Berliner erhöhungen innerhalb von jeweils drei Jahren wäh-
Umland und 4,60 Euro je Quadratmeter Wohnfläche im rend der Zweckbindung auf 10 Prozent, maximal bis 
Berlin fernen Raum nicht überschreiten. Das gilt auch zur Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete, zu 
für zweckgebundene Wohnungen nach dauerhaftem begrenzen. Abweichende Vereinbarungen nach 
Leerstand. § 557 ff. BGB, die Vereinbarung einer Staffelmiete 

nach § 557a BGB sowie die Vereinbarung einer 
Für den nichtgebundenen Wohnraum gelten die miet- Indexmiete nach § 557b BGB sind nicht zulässig. 
rechtlichen Bestimmungen des BGB. Bei Erstvermie­
tung nach dauerhaftem Leerstand richtet sich die Netto­ 4.5 Die Bildung von Wohnungseigentum nach dem Woh­
kaltmiete nach dem anerkannten Mietspiegel bezie­ nungseigentumsgesetz (WEG) bedarf der Zustimmung 
hungsweise nach der ortsüblichen Vergleichsmiete in der Bewilligungsstelle. 
Kommunen ohne Mietspiegel. 

Die Veräußerung einzelner Wohnungen als Wohneigen-
Darüber hinaus verpflichtet sich die Zuwendungsemp­ tum nach WEG ist für die Dauer der Zweckbindung der 
fängerin beziehungsweise der Zuwendungsempfänger Förderung nur an Mieter zulässig und bedarf der Geneh­
für einen Zeitraum von 15 Jahren (Zweckbindung)  nach migung der Bewilligungsstelle. 
Fertigstellung der mietpreis- und belegungsgebundenen 
Wohnungen 

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
- bei Neuvermietung einer frei werdenden Wohnung 

den belegungsgebundenen Wohnraum nur an Haus­ 5.1 Zuwendungsart: Projektförderung 
halte zu vermieten, deren Gesamteinkommen die 
maßgebliche Einkommensgrenze des § 9 Absatz 2 5.2 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 
WoFG nicht übersteigt und die hinsichtlich der Zahl 
der Haushaltsangehörigen die auf die Wohnung 5.3 Form der Zuwendung: Darlehen 
bezogene maßgebliche Wohnungsgröße (nach der 
Raumzahl oder der Wohnfläche) einhalten und der 5.4 Bemessungsgrundlage 
Zielgruppe der Förderung zuzuordnen sind. Die 
Wohnberechtigung ist durch eine Bescheinigung Das Darlehen für den Ein-/Anbau von Aufzügen ein­
nach § 27 WoFG nachzuweisen, die von der für die schließlich der Herstellung des barrierefreien Zugan-
Erteilung des Wohnberechtigungsscheins (WBS) ges in das Gebäude und zu den Wohnungen beträgt bis 
zuständigen Stelle (Amt, amtsfreie Gemeinde, zu 85 Prozent der als zuwendungsfähig anerkannten 
kreisfreie Stadt) ausgestellt wurde; Ausgaben, höchstens jedoch 21 250 Euro pro barriere­

frei erschlossene Wohnung. 
- eine frei werdende belegungsgebundene Wohnung 

nur einem von der zuständigen Stelle (Amt, amts- Der ermittelte Darlehensbetrag ist auf volle 100 Euro 
freie Gemeinde, kreisfreie Stadt) benannten Woh­ aufzurunden. 
nungssuchenden zum Gebrauch zu überlassen. Die 
zuständige Stelle benennt dem, der oder den Verfü­ 5.5 Darlehensbedingungen 
gungsberechtigten mindestens drei wohnberechtig­
te Wohnungssuchende zur Auswahl; 5.5.1 Der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die Zuwen­

dungsempfängerin ist verpflichtet, die bestimmungs­
- auf das Kündigungsrecht nach § 573 Absatz 2 Num­ gemäße Verwendung des Darlehens und die Rückzah­

mer 2 und 3 BGB zu verzichten (Verzicht auf Eigen­ lungsverpflichtung durch ein Grundpfandrecht (Grund­
bedarfskündigung und Kündigung wegen Hinde­ schuld oder Hypothek) an rangbereitester Stelle zu 
rung angemessener wirtschaftlicher Verwertung); sichern. Ihr dürfen grundsätzlich nur Grundpfandrechte 

für objektbezogene eingetragene Altschulden nach dem 
- das Grundstück, Grundstücksteile, Eigentumsanteile Altschuldenhilfegesetz (AHG) beziehungsweise für frü­

am Grundstück nicht ohne Zustimmung der Bewil­ here Werterhaltungsmaßnahmen am Gebäude und für 
ligungsstelle zu veräußern und die Veräußerung von Fremdmittel, die im Finanzierungsplan zur Deckung der 
Gesellschafteranteilen am Unternehmen der Bewil- Gesamtkosten ausgewiesen sind, im Range vorgehen. 
ligungsstelle unverzüglich anzuzeigen; Bei noch nicht abgeschlossener Grundstücksüber­
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tragung ist die dingliche Sicherung nachzuholen, sobald 
die grundbuchmäßigen Voraussetzungen dafür vorliegen. 

5.5.2	 Bei geförderten baulichen Maßnahmen in der unter 
Nummer 4.1 genannten Förderkulisse wird das Darle­
hen für 15 Jahre, gerechnet von dem auf die Vollauszah­
lung folgenden Quartal zinsfrei gewährt. Nach Ablauf 
der 15-jährigen Zweckbindung kann der Zinssatz bei 
gegebener Objektwirtschaftlichkeit auf den zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Marktzinssatz jährlich festgelegt 
werden. Der Mindestzinssatz nach Ablauf der Zweck­
bindung beträgt jährlich 1 Prozent. 

Das Darlehen ist ab dem auf die Vollauszahlung folgen­
den Quartal für 15 Jahre mit 4 Prozent jährlich zuzüglich 
des ersparten laufenden Entgeltes zu tilgen. Danach 
beträgt die Tilgung mindestens 1 Prozent vom Nominal­
kapital zuzüglich der ersparten Zinsen und des ersparten 
laufenden Entgeltes. 

Zur Sicherung einer weiterhin langfristigen Wirtschaft­
lichkeit des Fördervorhabens und/oder im Falle des 
durch die Kommune nachgewiesenen Bedarfes an der 
Fortführung der Zweckbindung um weitere zehn Jahre 
besteht die Möglichkeit der Verlängerung der geschlos­
senen Fördervereinbarung. Die Konditionen des Förder­
darlehens sind bei einer Verlängerung des Zweckbin­
dungszeitraumes unter Berücksichtigung der Objekt­
wirtschaftlichkeit festzulegen.  

5.5.3	 Der Regeltilgungssatz von jährlich 4 Prozent für den 
Zeitraum der Zweckbindung kann bei zusätzlich ein­
geräumten Mietpreis- und Belegungsbindungen (über 
50 Prozent der geförderten Wohnfläche) oder bei regio­
nal durch die demografische Entwicklung besonders 
angespanntem Wohnungsmarkt im Einzelfall auf jähr­
lich 3 Prozent reduziert werden. 

5.5.4	 Die weiteren Darlehensbedingungen werden in der För­
derzusage nach § 13 Absatz 3 WoFG (in Form eines För­
dervertrages) zwischen der Bewilligungsstelle und dem 
Zuwendungsempfänger vereinbart. 

5.6	 Berücksichtigung der steuerlichen Förderungen und 
Eigenkapital 

5.6.1	 Bei Vorhaben der Spitzenfinanzierung (Kombination 
von Fördermitteln nach dieser Richtlinie mit Mitteln der 
Städtebauförderung) werden die erhöhten Absetzungen 
nach dem Einkommensteuergesetz bei der Gewährung 
des Baukostenzuschusses aus der Städtebauförderung 
berücksichtigt. 

5.6.2	 Der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die Zuwen­
dungsempfängerin hat Eigenkapital zur Deckung der 
anerkannten Gesamtkosten in Höhe von mindestens 
15 Prozent zu erbringen. 

Sofern der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die 
Zuwendungsempfängerin erhöhte Absetzungen (§§ 7h, 
7i des Einkommensteuergesetzes - EStG) oder Absetzun­

gen für Abnutzungen nach § 7 Absatz 5 EStG in Anspruch 
nimmt, ist Eigenkapital in Höhe von mindestens 20 Pro­
zent der anerkannten Gesamtkosten zu erbringen. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Gesamtfinanzierung 

Zur Sicherung einer stabilen Gesamtfinanzierung für 
die Durchführung der vorgesehenen Baumaßnahmen 
kann neben dem 15-prozentigen Eigenkapitalanteil und 
der Förderung aus Landesmitteln der verbleibende offe­
ne Finanzierungsbedarf mit den entsprechenden Pro­
grammen der KfW Bankengruppe zur Wohnraumförde­
rung und Energieeinsparung beziehungsweise mit Mit­
teln des Kapitalmarktes geschlossen werden. 

Die Kumulation mit weiteren Förderprogrammen zur 
Erreichung des Förderzieles und einer stabilen Gesamt­
finanzierung ist zulässig. 

6.2	 Allgemeine Zuwendungsbestimmungen 

6.2.1	 Die Zuwendungsempfängerin beziehungsweise der 
Zuwendungsempfänger hat die beabsichtigten Moder­
nisierungsmaßnahmen über seine Verpflichtung nach 
§ 554 Absatz 3 BGB hinaus nach Art und Umfang mit 
dem Ziel einer abgestimmten einvernehmlichen Lösung 
mit den Mietern zu erörtern. Die Bewilligung von För­
dermitteln berührt die gesetzlichen Rechte der Mieter 
nicht. 

6.2.2	 Die Zuwendungsempfängerin beziehungsweise der 
Zuwendungsempfänger muss die für die Gewährung der 
Fördermittel erforderlichen Voraussetzungen im Sinne 
von § 11 Absatz 3 WoFG erfüllen. 

6.2.3	 Die geltenden Bestimmungen zur Bekämpfung von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung sind zu 
beachten. 

Nach erfolgter Programmaufnahme hat die Zuwendungs­
empfängerin beziehungsweise der Zuwendungsempfän­
ger eine Einverständniserklärung zur Weitergabe von 
Daten an die örtlich zuständigen Bearbeitungsstellen zur 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung abzugeben. 

6.2.4	 Die Bauleistungen sind auf der Grundlage der Vergabe-
und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) nach 
Fachlosen auszuschreiben und an die ausführenden 
Unternehmen direkt zu vergeben. 

Von einer Vergabe der Bauleistungen auf der Grundlage 
der VOB kann gemäß Nummer 3.1 der Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde­
rung (ANBest-P) abgesehen werden, wenn alle Zuwen­
dungen zur Durchführung des Vorhabens einen Gesamt­
betrag von 50 000 Euro nicht überschreiten. 

6.2.5	 Planungsrechtliche und/oder baurechtliche Belange dür­
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fen den geplanten Maßnahmen nicht entgegenstehen. 
Notwendige Baugenehmigungen sind der Bewilligungs­
stelle unaufgefordert vorzulegen. Eine qualifizierte 
technische Betreuung durch eine bauvorlageberechtigte 
Person nach der Brandenburgischen Bauordnung ist 
zu gewährleisten. Architekten- beziehungsweise Inge­
nieurverträge sind vorzulegen. 

6.2.6	 Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für Maßnahmen, 
mit denen vor Abschluss des Fördervertrages begonnen 
wurde. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der 
Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Liefe­
rungs- und Leistungsvertrages zu werten. Der Erwerb 
des Objektes, die Planung und eine Baugrundstücks­
untersuchung gelten nicht als Baubeginn. Auf schrift­
lichen Antrag kann die Bewilligungsstelle bestätigen, 
dass aus einem Baubeginn kein Grund zur Versagung 
eines Angebotes zum Abschluss eines Fördervertrages 
hergeleitet wird (Unschädlichkeitsbestätigung). 

6.2.7	 Für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs ist ein Bau­
geldsonderkonto einzurichten. 

7	 Verfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

7.1.1	 Anträge zu dieser Richtlinie sind auf dem vorgeschrie­
benen Antragsformular mit einer Stellungnahme der 
betreffenden Kommune bei der Bewilligungsstelle ein­
zureichen. 

7.1.2	 Bei Gebäuden, die Denkmäler sind oder in Denkmal­
bereichen liegen, ist ein amtlicher Nachweis der unteren 
Denkmalbehörde beizufügen. 

7.1.3	 Die Bewilligungsstelle schlägt dem MIL monatlich auf 
Grundlage dieser Richtlinie nach pflichtgemäßem 
Ermessen die zur Programmaufnahme vorgesehenen 
Anträge vor und informiert die Antragsteller über die 
getroffene Entscheidung. Dabei sind nachfolgende Prio­
ritäten zu beachten: 

- höchste Priorität haben die Anträge, bei denen die zu 
fördernden Mietwohngebäude sich im Sanierungs­
gebiet/Aufwertungsgebiet des Stadtumbaus befin­
den und gleichzeitig die Spitzenfinanzierung in 
Anspruch nehmen beziehungsweise ohne Spitzen­
finanzierung auskommen, 

- danach folgen Anträge, die Bestandteil der Stadt­
umbaustrategie Programmteil Aufwertung sind, 

- danach folgen Antragstellungen, die in Kombina­
tion mit der Richtlinie zur Förderung der genera­
tionsgerechten Anpassung von Mietwohngebäuden 
durch Modernisierung und Instandsetzung und des 
Mietwohnungsneubaus (Mietwohnungsbauförde­
rungsR) umgesetzt werden, 

- danach Anträge, die sich in der entsprechenden 
Kulisse in einem Ober- oder Mittelzentrum befin­
den. 

Vergleichbaren Antragstellungen aus den RWK ist bei 
der Antragsbearbeitung und -entscheidung der Vorrang 
einzuräumen. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

7.2.1	 Bewilligungsstelle ist die ILB. Grundlage für das Bewil­
ligungsverfahren ist die Aufnahme in das Jahrespro­
gramm. 

7.2.2	 Die Bewilligungsstelle prüft bei allen in das Jahres­
programm aufgenommenen Anträgen, ob die Zuwen­
dungsvoraussetzungen erfüllt werden und erteilt nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Mittel die Förderzusagen. Darin ist die Zuwendungs­
empfängerin beziehungsweise der Zuwendungsempfän­
ger zu verpflichten, innerhalb von drei Monaten nach 
Erhalt der Förderzusage mit den Bauarbeiten zu beginnen 
und diese in einer angemessenen Frist zu vollenden. 

7.3	 Auszahlungsverfahren 

Die Auszahlung des bewilligten Darlehens erfolgt bis zu 
85 Prozent nach Baufortschritt, wobei die einzelnen 
Auszahlungsraten mindestens 20 Prozent des benötigten 
Darlehens betragen sollen. Die restlichen 15 Prozent 
werden nach Prüfung des Verwendungsnachweises ge­
zahlt. 

Mit dem Abschluss eines Fördervertrages nach dieser 
Richtlinie wird ein einmaliges Entgelt in Höhe von 
1 Prozent des bewilligten Darlehens erhoben. Dieser 
wird in zwei Raten einbehalten, 85 Prozent zum Zeit­
punkt der ersten Auszahlung und 15 Prozent nach der 
Verwendungsnachweisprüfung. Auf den jeweiligen Dar­
lehensrestbetrag ist ein laufendes Entgelt von jährlich 
0,7 Prozent zu zahlen. 

Das im Finanzierungsplan berücksichtigte Eigenkapital 
ist vorrangig einzusetzen. 

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren 

Die Zuwendungsempfängerin beziehungsweise der 
Zuwendungsempfänger hat bis zum Ablauf einer ihm von 
der Bewilligungsstelle gesetzten Frist einen Verwen­
dungsnachweis zu führen. Der Verwendungsnachweis ist 
mit den Belegen (Rechnungen, Zahlungsbelege und 
-nachweise) im Original der Bewilligungsstelle zur Prü­
fung vorzulegen. Die Bewilligungsstelle kann auf An­
trag der Zuwendungsempfängerin beziehungsweise des 
Zuwendungsempfängers die Frist angemessen verlän­
gern, wenn ihre Einhaltung der Zuwendungsempfänge­
rin beziehungsweise dem Zuwendungsempfänger aus 
Umständen, die er nicht zu vertreten hat, nicht möglich 
ist. 
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Die Belege sind zehn Jahre nach der Vorlage des Ver­
wendungsnachweises aufzubewahren. 

7.5	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die 
VV/VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in den Förderricht­
linien Abweichungen zugelassen worden sind. 

8	 Übergangsbestimmungen 

Alle der Bewilligungsstelle vorliegenden und noch nicht 
entschiedenen Förderanträge aus Vorjahren können auf 
Grundlage dieser Richtlinie abschließend beschieden 
werden. 

9	 Geltungsdauer 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie treten am 1. Januar 
2014 in Kraft. Sie treten am 31. Dezember 2015 außer 
Kraft. 

Anlage 

Modernisierungsstandard mittlerer Intensität 

Zum Modernisierungsstandard mittlerer Intensität zählen nach­
folgende Maßnahmen: 

Die Beseitigung aller Bauschäden und notwendigen Moderni­
sierungsmaßnahmen zur Herstellung folgender Mindestausstat­
tung. 

1.	 Einbau einer modernen und Energie sparenden Sammel­
heizung und Warmwasserversorgung mit fortschrittlicher 
Regelungstechnik entsprechend den Anforderungen der 
jeweils geltenden Energieeinsparverordnung (EnEV). 

2.	 Geflieste Bäder mit Badewanne oder Dusche, WC, Wasch­
becken mit Wasser sparenden Armaturen sowie Warm- und 
Kaltwasserzählern. 

3.	 Ausreichende Wärmedämmung der Gebäudehülle, das heißt 
der Außenwände, Fenster, Kellerdecke und Dachgeschoss-
decke beziehungsweise Dachfläche. Die in der jeweils gel­
tenden EnEV dargestellten Wärmedurchgangskoeffizienten 
(U-Werte) sind einzuhalten. 

4.	 Normgerechte Elektroinstallation mit ausreichender Steig­
leitung, Zählerzentralisation, neuer Verteilung in der Woh­
nung (zumindest in Bad und Küche) sowie Klingel mit 
Gegensprechanlage und integriertem Türöffner für die 
Hauseingangstür. 

5.	 Zweckmäßige, den heutigen Ansprüchen Rechnung tragende 
Wohnungsgrundrisse mit abgeschlossenen Räumen ange­
messener Größe. Nachträglicher Anbau von Balkonen als 
Freisitz. 

6.	 Generationsgerecht und barrierefrei gestaltete und begrünte 
Außenanlagen mit Wegen, Sitz- und Spielmöglichkeiten, 
Wäschetrocken- und Müllplätze sowie nach Bedarf woh­
nungsgebundene Kfz-Stellplätze (nicht im Hofbereich), 
Fahrradabstellmöglichkeiten. 

Richtlinie zur Förderung 

der generationsgerechten Anpassung 


von Mietwohngebäuden 

durch Modernisierung und Instandsetzung 


und des Mietwohnungsneubaus 

(MietwohnungsbauförderungsR)
 

Runderlass 

des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft 


Vom 26. Februar 2014
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1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage des 
Gesetzes über die soziale Wohnraumförderung (WoFG) 
nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwaltungs­
vorschriften (VV) zu § 44 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) Darlehen für die Schaffung von generations­
gerechten Mietwohngebäuden. Ziel ist die Förderung 
von Maßnahmen der Modernisierung und Instandset­
zung zur generationsgerechten Anpassung sowie des 
modellhaften Neubaus von Mietwohnungen zu sozial 
verträglichen Mieten insbesondere für die Zielgruppe 
Familien mit mindestens einem minderjährigen Kind, 
Menschen mit Behinderungen und/oder Seniorinnen und 
Senioren im Alter ab 55 Jahren in der unter Nummer 4.1 
genannten Förderkulisse und zur nachhaltigen Energie­
einsparung sowie Verminderung der CO2-Emission. Dazu 
zählt auch die Umsetzung neuer Konzepte für Mehr­
generationswohnen, Wohngemeinschaften im Alter oder 
anderer innovativer Formen des Zusammenlebens und 
der Selbsthilfe im Alter. 
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1.2	 Rechtsgrundlagen sind 

- Gesetz über die soziale Wohnraumförderung, 
- das Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien 

im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärme­
gesetz - EEWärmeG), 

- die Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz 
und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden 
(Energieeinsparverordnung - EnEV), 

- das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Brandenburg (VwVfGBbg) sowie 

- die Landeshaushaltsordnung einschließlich der dazu 
erlassenen Verwaltungsvorschriften. 

1.3	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung 
besteht nicht. Die Investitionsbank des Landes Branden­
burg (ILB) entscheidet als Bewilligungsstelle nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 

1.4	 Ausnahmeentscheidungen von dieser Richtlinie im Ein­
zelfall bedürfen der vorherigen Zustimmung des Minis­
teriums für Infrastruktur und Landwirtschaft (MIL). 
Ausnahmeentscheidungen, die über den Einzelfall hi­
naus von Bedeutung sind, ergehen im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen. 

2	 Gegenstand der Förderung 

2.1 	Zuwendungsfähige Ausgaben 

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für die generations­
gerechte Anpassung der Mietwohnungen durch eine 
Modernisierung und Instandsetzung mittlerer Intensität 
(siehe Anlage 1). Dazu gehören insbesondere Ausgaben 
zur 

- familienfreundlichen, generationsgerechten Anpas­
sung des Gebäudes (zum Beispiel Kinderspielmög­
lichkeiten in Nebenräumen wie Dachboden oder 
Keller, der barrierefreie Zugang zu den Wohnungen, 
Abstellmöglichkeiten für Rollstühle, Kinderwagen 
oder Spielgeräte, 2. Handlauf für Seniorinnen, 
Senioren und Kinder, separate Aufenthaltsräume für 
Kinder oder Seniorinnen und Senioren, direkter 
Zugang nach draußen für Erdgeschoss- und Hoch­
parterrewohnungen); 

- generationsgerechten und barrierefreien Gestaltung 
der zum geförderten Gebäude gehörenden Hof- und 
Freiflächen und gegebenenfalls vorhandener Neben­
gebäude, insbesondere zur Erhöhung der Aufent­
haltsqualität für Familien, Kinder, Seniorinnen und 
Senioren, zum Beispiel Spiel- und Klettermöglich­
keiten für Kinder, Begrünung, Verweilmöglichkeiten 
für Senioren; 

- Senkung des Energieverbrauches und Verminderung 
der CO2-Emission auf der Grundlage der Energie­
einsparverordnung (EnEV) in der jeweils geltenden 
Fassung und unter Beachtung des Erneuerbare­

Energien-Wärmegesetzes (EEWärmeG). Die Gewäh­
rung der Grundförderung nach Nummer 5.6.1 wird 
an folgende energetische Kennziffern geknüpft (Ba­
sis ist der Neubaustandard der EnEV 2009): 

a) Bestandssanierung: 

Primärenergiebedarf (QP‘‘) maximal 115 Pro­
zent des Referenzgebäudes; 
Transmissionswärmeverlust (HT‘) maximal 
130 Prozent des Referenzgebäudes und 

b) Mietwohnungsneubau: 

Primärenergiebedarf (QP‘‘) maximal 90 Prozent 
des Referenzgebäudes; 
Transmissionswärmeverlust (HT‘) maximal 
90 Prozent des Referenzgebäudes. 

- Senkung des Wasserverbrauches; 

- Wiederherstellung stadtbildprägender Mietwohn­
gebäude zum generationsgerechten Wohnen in der 
Innenstadt im Rahmen der Spitzenfinanzierung 
(Kombination von Fördermitteln nach dieser Richt­
linie mit Mitteln der Städtebauförderung). 

2.2	 Zuwendungsfähig sind auch Ausgaben für den kleintei­
ligen Mietwohnungsneubau von generationsgerechten 
und zielgruppenorientierten Mietwohnungen zur quali­
tativen Bestandsergänzung und/oder zur Baulücken­
schließung in den Innenstädten im Rahmen der geziel­
ten Quartiersentwicklung unter Beachtung der sich aus 
den jeweils geltenden Gesetzen und Vorschriften erge­
benden spezifischen Anforderungen, wie zum Beispiel 
Energieeffizienz und  Barrierefreiheit. 

2.3	 Darüber hinaus können gefördert werden: 

- die modellhafte Modernisierung von Wohnungen, 
Wohngebäuden und deren Umfeld zum Zweck der 
Erprobung zeitgemäßer Wohnformen für Familien, 
Seniorinnen und Senioren sowie von Wohngemein­
schaften für selbstbestimmtes betreutes Wohnen für 
die ältere Mietergeneration mit Möglichkeiten der 
Inanspruchnahme von individuellen Betreuungs­
und Pflegeleistungen. Hier sind insbesondere Vor­
haben zu testen, die vor Maßnahmenbeginn voll 
beziehungsweise teilvermietet sind; 

- die modellhafte energetische Sanierung von Miet­
wohngebäuden unter Beachtung der geltenden 
Bestimmung (EEWärmeG, EnEV) zur nachhaltigen 
Einsparung von Energie (Niedrigenergie- bezie­
hungsweise Passivhaus im Bestand) und des Einsat­
zes von regenerativen Energien; 

- Hausanschlusskosten für technische Anlagen von 
außerhalb eines Gebäudes liegenden Übergabe­
punkten der Ver- und Entsorgungsunternehmen bis 
zur technischen Gebäudeanlage; 
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- Baunebenkosten (nach DIN 276 Kostengruppe 700, 
zum Beispiel Behördengebühren, Kosten für Archi­
tekten- und Ingenieurleistungen) bis zur Obergren­
ze von 25 Prozent der anerkannten förderfähigen 
Kosten. Dazu gehören zum Beispiel auch Aufwen­
dungen für Umzugsmanagement und kooperative 
Planungen verschiedener Wohnungsunternehmen, 
besonders für komplexe Anlagen zur Verbrauchs­
reduzierung und Energieeinsparung (Ermittlung von 
Energiebedarf beziehungsweise -verbrauch), inten­
sive Mieterbeteiligung und -betreuung, sofern sie im 
Zusammenhang mit der zu fördernden Maßnahme 
stehen; 

- Maßnahmen für die Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnik, zum Beispiel als Voraus­
setzung für Facility-Management oder Telearbeit, 
soweit notwendig, auch Kosten für Antennenanla­
gen beziehungsweise Kabelanschluss. 

2.4	 Zuwendungsfähig ist ferner die modellhafte integrierte 
und nachhaltige (ökologische, soziale, energetische und 
barrierefreie) Quartiersentwicklung unter Einbeziehung 
der im Quartier agierenden Wohnungsunternehmen und 
Wohnungsgenossenschaften sowie der weiteren Akteure 
vor Ort (zum Beispiel Versorgungsunternehmen). Hier­
zu treffen die Stadt und das Land sowie die sonstigen im 
Quartier handelnden Akteure über den Abschluss von 
mehrjährigen Kooperationsvereinbarungen unter Beach­
tung von Wohnraumbedarfs- und -entwicklungskonzep­
ten sowie zum Beispiel der Festlegung von verbind­
lichen Zielvereinbarungen bezüglich der CO2-Minimie­
rung entsprechende Vereinbarungen. 

2.5	 Instandsetzungsmaßnahmen werden über dieses Pro­
gramm gefördert, wenn diese im Zusammenhang mit 
umfassenden baulichen Maßnahmen zur Erreichung des 
Modernisierungsstandards der mittleren Intensität (sie­
he Anlage 1) durchgeführt werden müssen. 

2.6	 Bei der Bauausführung sind Materialien zu bevorzugen, 
die hinsichtlich ihrer Gewinnung, Verarbeitung, Funk­
tion und Entsorgung eine hohe Umweltverträglichkeit 
aufweisen. Bei der Gestaltung der zum Gebäude gehö­
renden Hof- und Freiflächen ist bei der Begrünung eine 
gesundheitlich unbedenkliche Bepflanzung vorzusehen. 

2.7	 Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für 

- die Anlage von öffentlichen Stellplätzen; 
- den Einbau ölbefeuerter Heizungsanlagen im Wohn­

gebäude, wenn der Anschluss an ein Erdgasnetz 
oder eine Anlage zur Lieferung von Fernwärme und 
Warmwasser möglich ist; 

- Einbauküchen;
 
- Bauleistungen, die durch den Antragsteller in Eigen­

leistung ausgeführt werden; 
- die Geldbeschaffungskosten und Zinsen und 
- Umsatzsteuererträge, die nach § 15 des Umsatz­

steuergesetzes als Vorsteuer abziehbar sind. 

3 	 Zuwendungsempfänger und Zuwendungsempfänge­
rinnen 

Natürliche und juristische Personen als Eigentümer, 
Eigentümerinnen, Erbbauberechtigte oder sonstige Ver­
fügungsberechtigte. 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Die Förderung ist innerhalb der innerstädtischen Sanie­
rungs- und Entwicklungsgebiete möglich. Zudem ist 
insbesondere in den Städten der regionalen Wachstums­
kerne (RWK), den vom MIL geförderten Stadtumbau­
städten sowie den Mittelzentren gemäß zentralörtlicher 
Gliederung des Landes Brandenburg die Förderung 
auch in den durch die Städte definierten innerstädti­
schen „Vorranggebieten Wohnen“ möglich. 

Darüber hinaus ist die generationsgerechte Anpassung 
von Mietwohnungen durch Modernisierung und Instand­
setzung auch in den abgestimmten „Konsolidierungs­
gebieten der Wohnraumförderung“ möglich. 

Die Ausweisung der Gebietskulissen setzt voraus, dass 
die innerstädtischen Stadtstrukturen über die Sanie­
rungs- und Entwicklungsgebiete hinausgehen. 

Die Vorranggebiete Wohnen und die Konsolidierungs­
gebiete der Wohnraumförderung sind durch Selbstbin­
dungsbeschluss der Städte und in Form einer konkreten 
Abgrenzung dieser Bereiche festzulegen. Die Festlegung 
dieser Bereiche erfolgt in Abstimmung mit dem Lan­
desamt für Bauen und Verkehr (LBV) unter Beachtung 
der stadtentwicklungs- und wohnungspolitischen Ziel­
vorstellungen des Landes. Das LBV informiert die 
Bewilligungsstelle zeitnah über die abgestimmten 
Bereiche. 

4.2	 Die Mietwohngebäude müssen nach Baufertigstellung 
beziehungsweise nach Abschluss der Modernisierung 
und Instandsetzung nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
WoFG in Verbindung mit § 16 Absatz 1 und Absatz 3 
mindestens drei Mietwohnungen je Gebäude enthalten, 
die insbesondere zur dauerhaften Wohnungsversorgung 
von Familien mit mindestens einem minderjährigen 
Kind und/oder Seniorinnen und Senioren im Alter ab 
55 Jahren (Zielgruppe) geeignet und bestimmt sind. 

Sofern in einem Gebäude eine Wohnung zur Selbstnut­
zung durch den Eigentümer beziehungsweise die Eigen­
tümerin vorgesehen ist, sollte diese in einem angemes­
senen Verhältnis zur Gesamtwohnfläche des Gebäudes 
stehen. 

Wohnraum kann auch in Gebäuden mit Gewerberäumen 
gefördert werden, wenn mehr als 2/3 der anrechenbaren 
Grundfläche (§ 4 der Wohnflächenberechnungsverord­
nung [WoFlV]) des Gebäudes oder der Wirtschafts­
einheit (im Sinne von § 2 Absatz 2 der Zweiten Berech­
nungsverordnung [II. BV]) auf Wohnraum entfällt und 
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der Wohnwert oder der Nutzungswert der Freiflächen 
auf dem Grundstück durch die Art der Nutzung der 
Gewerberäume nicht unzumutbar gemindert werden. 

4.3	 Das Vorhaben darf nur gefördert werden, wenn 

- aus städtebaulicher Sicht die Aufwertung des Miet­
wohngebäudes von Bedeutung ist beziehungsweise 
durch den Neubau ein städtebaulicher Missstand 
(zum Beispiel Baulückenschließung) beseitigt 
wird; 

- die Umsetzung des Vorhabens einer nachhaltigen 
Stabilisierung des Quartiers auf der Grundlage des 
INSEK/Stadtumbaukonzeptes dient; 

- die Wohnungen im Sinne von Maßnahmen gemäß 
Nummern 2.1 bis 2.3 verbessert werden und die 
langfristige Vermietbarkeit sichergestellt wird; 

- bei Maßnahmen im Gebäudebestand mindestens ein 
Drittel der als förderfähig anerkannten Kosten auf 
die Modernisierung entfällt; 

- unter Berücksichtigung der Nummern 5.5 bis 5.6.2 
die Tragfähigkeit der Finanzierung der Gesamtmaß­
nahme anhand der Liquiditätsberechnung, der Prü­
fung der Bruttobaukosten (inklusive Nebenkosten) 
und der festgesetzten Förderhöhe nachgewiesen 
wird; 

- im Gebäudebestand erhebliche Energieeinsparun­
gen und Reduzierungen der CO2-Emission erreicht 
werden, die durch einen Energiebedarfsausweis als 
Anlage zum Förderantrag nachzuweisen sind; 

- nach Fertigstellung der Maßnahmen mindestens die 
unter Nummer 2.1 (3. Spiegelstrich) genannten 
Kennziffern zur Energieeinsparung (Basis EnEV 
2009 und EEWärmeG) erfüllt werden; 

- planungs- und/oder baurechtliche Belange nicht 
entgegenstehen und eine gegebenenfalls notwendi­
ge Baugenehmigung vorliegt. 

4.4	 Die Förderung von Modernisierungs- und Instandset­
zungsmaßnahmen für Mietwohnungen, bei denen der 
Standard der mittleren Intensität vorliegt, ist grundsätz­
lich ausgeschlossen. 

4.5	 Bindung/Belastung/Miete 

Im Fördervertrag werden die Belegungsbindungen als 
allgemeine Belegungsrechte, Belegungsrechte für beson­
dere Personengruppen und Benennungsrechte (§ 26 
Absatz 2 WoFG) unter Beachtung folgender Grundsätze 
über einen Zweckbindungszeitraum von 15 Jahren nach 
Fertigstellung der Maßnahmen begründet: 

dem Zuwendungsempfänger beziehungsweise der 
Zuwendungsempfängerin und der zuständigen Stelle 
(Amt, amtsfreie Gemeinde, kreisfreie Stadt) für die 
Dauer der Zweckbindung entsprechend dem Bedarf 
der Kommune vereinbart  und werden Bestandteil der 
Förderzusage. Auf Grundlage des LEP B-B beträgt 
der Anteil der Mietpreis- und Belegungsbindungen 
im Mietwohnungsbestand in der Regel 75 Prozent 
der geförderten Wohnungen im Berliner Umland 
und 50 Prozent im Berlin fernen Raum. Im Miet­
wohnungsneubau beträgt die Bindungsquote in der 
Regel 100 Prozent der geförderten Wohnungen im 
Berliner Umland und mindestens 75 Prozent im 
Berlin fernen Raum. 

- Zum Zwecke der Schaffung beziehungsweise des 
Erhalts sozial stabiler Bewohnerstrukturen können 
die Belegungsrechte nach § 26 Absatz 1 Nummer 2 
oder 3 WoFG auch an anderen Wohnungen begrün­
det werden, wenn die geförderten Wohnungen und 
Ersatzwohnungen unter Berücksichtigung des För­
derzwecks gleichwertig sind und in der unter Num­
mer 4.1 genannten Förderkulisse liegen. Der Anteil 
der mittelbar gebundenen Wohnungen darf 50 Pro­
zent der geförderten Wohnungen und Wohnfläche 
(bei Neubau 25 Prozent) nicht überschreiten. 

- Bei vollständig vermieteten Wohngebäuden werden 
die Mietpreis- und Belegungsbindungen bis zur 
vereinbarten Höhe mit jeder nach Abschluss der 
Modernisierungsmaßnahmen frei werdenden Woh­
nung für den Zweckbindungszeitraum aktiviert. Der 
Freizug ist der zuständigen Stelle zu melden, damit 
diese dem Eigentümer beziehungsweise der Eigen­
tümerin Mieter benennen kann, die die Zugangs­
voraussetzungen (Wohnberechtigungsschein) erfül­
len und der Zielgruppe der Förderung zuzuordnen 
sind. Diese Regelung gilt bis zum Zeitpunkt der 
vollständigen Rückzahlung des Förderdarlehens. 

- Bei Erstvermietung von mietpreis- und belegungs­
gebundenen Wohnungen nach Baufertigstellung 
beim Neubau beziehungsweise nach Abschluss der 
Modernisierung und Instandsetzung an den betref­
fenden Personenkreis mit Wohnberechtigungs­
schein nach § 9 Absatz 2 WoFG darf die Nettokalt­
miete 5,50 Euro je Quadratmeter Wohnfläche (Kap­
pungsgrenze) im Berliner Umland und 4,60 Euro je 
Quadratmeter Wohnfläche im Berlin fernen Raum 
nicht überschreiten. Das gilt auch für zweckgebun­
dene Wohnungen nach dauerhaftem Leerstand. 

Bei Anwendung des § 559 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) für die mietpreis- und belegungsgebundenen Woh­
nungen darf bei der Förderung des Gebäudebestands die 
Modernisierungsumlage insgesamt 1,53 Euro je Qua­
dratmeter Wohnfläche monatlich nicht übersteigen 
(Kappungsgrenze). 

- Belegungsbindungen werden regelmäßig unter Nach Maßgabe des § 558 BGB sind etwaige Mieterhö-
Beachtung des § 44 Nummer 2 WoFG zwischen hungen innerhalb von jeweils drei Jahren während der 
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Zweckbindung auf 10 Prozent, maximal bis zur Höhe 
der ortsüblichen Vergleichsmiete, zu begrenzen. Abwei­
chende Vereinbarungen nach § 557 ff. BGB, die Verein­
barung einer Staffelmiete nach § 557a BGB sowie die 
Vereinbarung einer Indexmiete nach § 557b BGB sind 
nicht zulässig. 

Für die Miete der nicht belegungsgebundenen Wohnun­
gen gelten vorbehaltlich nachfolgender Regelungen die 
allgemeinen mietrechtlichen Bestimmungen über Wohn­
raummietverhältnisse des BGB. Bei der Erstvermietung 
von Wohnungen nach dauerhaftem Leerstand richtet 
sich die Nettokaltmiete nach dem aktuellen Mietspiegel 
beziehungsweise nach der ortsüblichen Vergleichsmiete. 

Bei freiwilliger, vorzeitiger und vollständiger Rückzah­
lung der gewährten Darlehen dauern die Bindungen 
längstens bis zu dem im Fördervertrag bestimmten Ende 
der Zweckbindung. 

Weitere Regelungen zur Mietpreis- und Belegungsbin­
dung werden im Fördervertrag vereinbart. 

4.6	 Verstößt die Zuwendungsempfängerin beziehungsweise 
der Zuwendungsempfänger gegen die Verpflichtungen 
aus dem Fördervertrag beziehungsweise gegen die Bin­
dungen aufgrund des Fördervertrages oder gibt er den 
Zuwendungszweck auf, kann der Fördervertrag sofort 
gekündigt und die Erstattung ausgezahlter Darlehen ver­
langt werden, sofern ein weiteres Festhalten am Förder­
vertrag unzumutbar ist. 

5 	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Darlehen 

5.4	 Darlehensbedingungen 

5.4.1	 Der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die Zuwen­
dungsempfängerin ist verpflichtet, die bestimmungs­
gemäße Verwendung des Darlehens und die Rückzah­
lungsverpflichtung durch ein Grundpfandrecht (Grund­
schuld oder Hypothek) an rangbereitester Stelle zu 
sichern. Ihr dürfen grundsätzlich nur Grundpfandrechte 
für objektbezogene eingetragene Altschulden nach dem 
Altschuldenhilfegesetz (AHG) beziehungsweise für frü­
here Werterhaltungsmaßnahmen am Gebäude und für 
Fremdmittel, die im Finanzierungsplan zur Deckung der 
Gesamtkosten ausgewiesen sind, im Range vorgehen. 
Bei noch nicht abgeschlossener Grundstücksübertra­
gung ist die dingliche Sicherung nachzuholen, sobald die 
grundbuchmäßigen Voraussetzungen dafür vorliegen. 

5.4.2	 Bei geförderten baulichen Maßnahmen in der unter 
Nummer 4.1 genannten Förderkulisse wird das Darle­
hen für 15 Jahre, gerechnet von dem auf die Vollauszah­

lung folgenden Quartal zinsfrei gewährt. Nach Ablauf 
der 15-jährigen Zweckbindung kann der Zinssatz bei 
gegebener Objektwirtschaftlichkeit auf den zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Marktzinssatz jährlich festgelegt 
werden. Der Mindestzinssatz nach Ablauf der Zweck­
bindung beträgt jährlich 1 Prozent. 

Das Darlehen ist ab dem auf die Vollauszahlung folgen­
den Quartal für 15 Jahre mit 4 Prozent (2 Prozent für 
Vorhaben des Mietwohnungsneubaus) jährlich zuzüg­
lich des ersparten laufenden Entgeltes zu tilgen. Danach 
beträgt die Tilgung mindestens jährlich 1 Prozent vom 
Nominalkapital zuzüglich der ersparten Zinsen und des 
ersparten laufenden Entgeltes. 

Bei den Vorhaben der Spitzenfinanzierung (Kombina­
tion von Fördermitteln nach dieser Richtlinie mit Mit­
teln der Städtebauförderung), in Gebieten mit einem 
regional angespannten Wohnungsmarkt oder bei zusätz­
lich eingeräumten Mietpreis- und Belegungsbindungen 
(über 50 Prozent der geförderten Wohnungen) kann der 
Regeltilgungssatz während des Zweckbindungszeitrau­
mes auf jährlich 3 Prozent reduziert werden. 

Zur Sicherung einer weiterhin langfristigen Wirtschaft­
lichkeit des Fördervorhabens und/oder im Falle des 
durch die Kommune nachgewiesenen Bedarfes an der 
Fortführung der Zweckbindung um weitere zehn Jahre 
besteht die Möglichkeit der Verlängerung der geschlos­
senen Fördervereinbarung. Die Konditionen des Förder­
darlehens sind bei einer Verlängerung des Zweckbin­
dungszeitraumes unter Berücksichtigung der Objekt­
wirtschaftlichkeit festzulegen. 

5.4.3	 Mit dem Abschluss eines Fördervertrages nach dieser 
Richtlinie wird ein einmaliges Entgelt in Höhe von 1 Pro­
zent des bewilligten Darlehens erhoben. Dieser wird in 
zwei Raten einbehalten, 85 Prozent zum Zeitpunkt der 
ersten Auszahlung und 15 Prozent nach der Verwen­
dungsnachweisprüfung. Auf den jeweiligen Darlehens­
restbetrag ist ein laufendes Entgelt von jährlich 0,7 Pro­
zent zu zahlen. 

5.4.4	 Die weiteren Darlehensbedingungen werden in der För­
derzusage nach § 13 Absatz 3 WoFG (in Form eines För­
dervertrages) zwischen der Bewilligungsstelle und dem 
Zuwendungsempfänger vereinbart. 

5.5	 Berücksichtigung der steuerlichen Förderungen und 
Eigenkapital 

5.5.1	 Bei Vorhaben der Spitzenfinanzierung werden die erhöh­
ten Absetzungen nach dem Einkommensteuergesetz bei 
der Gewährung des Baukostenzuschusses aus der Städ­
tebauförderung berücksichtigt. 

5.5.2	 Der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die Zuwen­
dungsempfängerin hat Eigenkapital zur Deckung der 
anerkannten Gesamtkosten in Höhe von mindestens 
15 Prozent (beim Neubau 20 Prozent einschließlich 
gegebenenfalls vorhandenem Grundstück) zu erbringen. 
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Sofern der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die 
Zuwendungsempfängerin erhöhte Absetzungen (§§ 7h, 
7i des Einkommensteuergesetzes - EStG) oder Abset­
zungen für Abnutzungen nach § 7 Absatz 5 EStG in 
Anspruch nimmt, ist Eigenkapital in Höhe von mindes­
tens 20 Prozent der anerkannten Gesamtkosten zu er­
bringen. 

5.6	 Höhe der Förderung 

5.6.1	 Die Höhe der Grundförderung bei Maßnahmen der 
Modernisierung nach § 16 Absatz 3 WoFG an Mietwohn­
gebäuden beträgt maximal 40 Prozent der anerkannten 
Baukosten. 

Die Förderobergrenze beträgt dabei 650 Euro je m2 

Wohnfläche und ist auf 100 m2 Wohnfläche je Mietwoh­
nung begrenzt. 

5.6.2	 Die Höhe der Grundförderung für die Schaffung von 
Mietwohnungen nach § 16 Absatz 1 WoFG beträgt bei 
Fördervorhaben im Berliner Umland maximal 1 000 Euro 
je Quadratmeter Wohnfläche. 

Bei Fördervorhaben im Berlin fernen Raum beträgt die 
Grundförderung 

- 800 Euro je Quadratmeter Wohnfläche, bei einer Bin­
dungsquote von mindestens 75 Prozent der geför­
derten Wohnungen, 

- 900 Euro je Quadratmeter Wohnfläche, bei einer Bin­
dungsquote von mindestens 85 Prozent der geför­
derten Wohnungen und 

- 1 000 Euro je Quadratmeter Wohnfläche, für Maßnah­
men gemäß § 16 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 WoFG, bei 
einer Bindungsquote von mindestens 75 Prozent. 

5.6.3	 Um wirksame Beiträge zur Stadterneuerung und Image­
verbesserung von Wohnquartieren, zum Beispiel durch 
Verbesserungen der stadtbildprägenden Elemente eines 
Gebäudes, des Wohnumfelds oder andere Identität stif­
tende Maßnahmen zu leisten, energetischen und ökolo­
gischen Forderungen nachzukommen und auf geänder­
te Anforderungen aus der Wohn- und Arbeitswelt (zum 
Beispiel Verknüpfung von Wohnen und Arbeiten) rea­
gieren zu können sowie die Wohnungsbestände bezie­
hungsweise den Mietwohnungsneubau familiengerecht 
zu gestalten, kann zur Unterstützung von Aufwertungs­
strategien in innerstädtischen Wohnquartieren und zur 
Anpassung des Wohnraums an geänderte Wohn- und 
Lebensstile, die über den Standard der mittleren Inten­
sität hinausgehen, bei Bestandsgebäuden und Mietwoh­
nungsneubauten eine erhöhte Förderung gewährt wer­
den. Die Boni betragen 

- bei Bestandsgebäuden 150 Euro je Quadratmeter, 
wenn auf der Basis des Neubaustandards der EnEV 
2009 der QP‘‘-Wert des Referenzgebäudes maximal 
100 Prozent und/oder die für den Neubau verbind­
lichen Vorgaben des EEWärmeG erfüllt werden 

sowie der HT‘-Wert maximal 115 Prozent des Refe­
renzgebäudes beträgt. 

Beim Mietwohnungsneubau gemäß § 16 Absatz 1 
Nummer 1 WoFG wird dieser Bonus nur gewährt, 
sofern der QP‘‘-Wert maximal 80 Prozent des Refe­
renzgebäudes und/oder die für den Neubau verbind­
lichen Vorgaben des EEWärmeG mindestens um 
50 Prozent übererfüllt werden sowie der HT‘-Wert 
maximal 80 Prozent des Referenzgebäudes be­
trägt. 

- 70 Euro je Quadratmeter, wenn vollständig barriere­
freie und/oder durch Grundrissänderungen (Zusam­
menlegung oder Teilung von Wohnungen) besonders 
familien- oder seniorengerechte Grundrisse geschaf­
fen werden; 

- 70 Euro je Quadratmeter, wenn bei Bestandssanie­
rungen Balkone oder andere Freisitze neu geschaf­
fen werden; 

- 70 Euro je Quadratmeter, wenn besondere Maßnah­
men zur Gestaltverbesserung der Wohngebäude 
(zum Beispiel Wiederherstellung ursprünglich vor­
handener Fassadengliederung durch Stuckelemente) 
beziehungsweise zur Erhöhung der Aufenthaltsqua­
lität von Hof- und Freiflächen für Kinder, Familien, 
Seniorinnen und Senioren (zum Beispiel Schaffung 
von Spielplätzen, intensive naturnahe Gestaltung, be­
sondere Gemeinschaftsanlagen) durchgeführt wer­
den. 

Zusätzlich kann für denkmalpflegerischen Mehrauf­
wand bei Wohngebäuden in Denkmalbereichen eine 
um 50 Euro je Quadratmeter Wohnfläche, bei Einzel­
denkmalen bis zu 100 Euro je Quadratmeter Wohnflä­
che erhöhte Förderung gewährt werden. Die denkmal­
schutzrechtlichen Auflagen sind auf der Grundlage 
der Stellungnahme der Denkmalbehörde nachzuwei­
sen. 

6 	Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Gesamtfinanzierung 

Zur Sicherung einer stabilen Gesamtfinanzierung für 
die Durchführung der vorgesehenen Baumaßnahmen 
kann neben dem 15-prozentigen Eigenkapitalanteil (beim 
Neubau 20 Prozent) und der Förderung aus Landesmit­
teln der verbleibende offene Finanzierungsbedarf mit 
den entsprechenden Programmen der KfW Banken­
gruppe zur Wohnraumförderung und Energieeinsparung 
beziehungsweise mit Mitteln des Kapitalmarktes 
geschlossen werden. 

Die Kumulation mit weiteren Förderprogrammen zur 
Erreichung des Förderzieles und einer stabilen Gesamt­
finanzierung ist zulässig. 
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6.2	 Allgemeine Zuwendungsbestimmungen 

6.2.1	 Der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die Zuwen­
dungsempfängerin hat die beabsichtigten Modernisie­
rungsmaßnahmen über seine Verpflichtung nach § 554 
Absatz 3 BGB hinaus nach Art und Umfang mit dem 
Ziel einer abgestimmten einvernehmlichen Lösung mit 
den Mietern zu erörtern. 

6.2.2	 Der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die Zuwen­
dungsempfängerin muss die für die Gewährung der För­
dermittel erforderlichen Voraussetzungen im Sinne von 
§ 11 Absatz 3 WoFG erfüllen. 

6.2.3	 Die geltenden Bestimmungen zur Bekämpfung von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung sind zu 
beachten. 

Nach erfolgter Programmaufnahme hat die Bauherrschaft 
eine Einverständniserklärung zur Weitergabe von Daten 
an die örtlich zuständigen Bearbeitungsstellen zur 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung abzugeben. 

6.2.4	 Die Bauleistungen sind auf der Grundlage der Vergabe-
und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) nach 
Fachlosen auszuschreiben und an die ausführenden 
Unternehmen direkt zu vergeben. Von einer Vergabe der 
Bauleistungen auf der Grundlage der VOB kann gemäß 
Nummer 3.1 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) abge­
sehen werden, wenn alle Zuwendungen zur Durchfüh­
rung des Vorhabens einen Gesamtbetrag von 50 000 Eu­
ro nicht überschreiten. 

6.2.5	 Eine qualifizierte technische Betreuung durch einen 
Bauvorlageberechtigten nach der Brandenburgischen 
Bauordnung ist zu gewährleisten. Architekten- bezie­
hungsweise Ingenieurverträge sind vorzulegen. 

6.2.6	 Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für Maßnahmen, 
mit denen vor Abschluss des Fördervertrages begonnen 
wurde. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der 
Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Liefe­
rungs- und Leistungsvertrages zu werten. Der Erwerb 
des Objektes, die Planung und eine Baugrundstücks­
untersuchung gelten nicht als Baubeginn. 

6.2.7	 Auf schriftlichen Antrag kann die Bewilligungsstelle be­
stätigen, dass aus einem Baubeginn kein Grund zur Ver­
sagung eines Angebotes zum Abschluss eines Förderver­
trages hergeleitet wird (Unschädlichkeitsbestätigung). 

6.2.8	 Für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs ist ein Bau­
geldsonderkonto einzurichten. 

7	 Verfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

Anträge zur Aufnahme in das Förderprogramm nach 
dieser Richtlinie sind fortlaufend auf dem vorgeschrie­

benen Antragsformular einschließlich der städtebau­
lichen und wohnungswirtschaftlichen Stellungnahmen 
der Kommune unter Beachtung der Integrierten Stadt­
entwicklungskonzepte (INSEK) und vorliegender Stadt­
umbaukonzepte bei der Bewilligungsstelle einzureichen. 

Die Bewilligungsstelle schlägt dem MIL monatlich auf 
der Grundlage der landes- und wohnungspolitischen 
Kriterien des MIL und dieser Richtlinie nach pflicht­
gemäßem Ermessen die zur Aufnahme in das Landes­
programm vorgesehenen Anträge vor und informiert die 
Antragsteller über die getroffene Entscheidung. Dabei 
sind nachfolgende Prioritäten zu beachten: 

- höchste Priorität haben die Anträge, bei denen die zu 
fördernden Mietwohngebäude sich im Sanierungs­
gebiet/Aufwertungsgebiet des Stadtumbaus befin­
den und gleichzeitig die Spitzenfinanzierung in 
Anspruch nehmen beziehungsweise ohne Spitzenfi­
nanzierung auskommen, 

- danach folgen Anträge, die Bestandteil der Stadt­
umbaustrategie Programmteil Aufwertung sind, 

- danach folgen Antragstellungen, die in Kombina­
tion mit der Richtlinie zur Förderung der Herstel­
lung des barrierefreien Zuganges zu den Wohnun­
gen in Mietwohngebäuden (AufzugsR) umgesetzt 
werden, und 

- danach Anträge, die sich in der entsprechenden Kulis­
se in einem Ober- oder Mittelzentrum befinden. 

Vergleichbare Vorhaben in den RWK sind vorrangig zu 
bearbeiten und zu entscheiden. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

7.2.1	 Die Bewilligungsstelle ist die ILB. Sie entscheidet auf 
der Grundlage der Ergebnisse der baufachlichen Prü­
fung nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel und verwaltet die bewillig­
ten Darlehen. 

Liegen die Zuwendungsvoraussetzungen nicht vor, teilt 
die Bewilligungsstelle dem Antragsteller beziehungs­
weise der Antragstellerin mit, dass ein Angebot zum 
Abschluss eines Fördervertrages nicht gemacht werden 
kann. 

Die Bewilligungsstelle kann sich bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben Beauftragter bedienen. 

7.2.2	 Die Bewilligungsstelle wird zur Durchführung der 
Bestands- und Belegungskontrolle gemäß § 32 Absatz 2 
WoFG sowie zur Überwachung der Einhaltung der Ver­
pflichtungen des Zuwendungsempfängers beziehungs­
weise der Zuwendungsempfängerin, die mit dem 
Abschluss des Fördervertrages verbunden sind, die not­
wendigen Informationen an die für die Überwachung 
der Zweckbindung gemäß § 1 Absatz 2 der Wohnungs­
wesenzuständigkeitsverordnung zuständigen Ämter, 
amtsfreien Gemeinden und kreisfreien Städte über­
mitteln. 
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Das gilt auch für den Rücktritt vom Fördervertrag, die 
Änderung, Kündigung oder Ergänzung des Förder­
vertrages beziehungsweise bei Versagung des Angebo­
tes zum Abschluss eines Fördervertrages. 

7.2.3	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendungen und die gegebenenfalls erforderliche 
Kündigung oder Anpassung des Fördervertrages und die 
Rückforderung der gewährten Zuwendungen gelten die 
Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO, soweit nicht in 
dieser Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen wor­
den sind. 

Der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die Zuwen­
dungsempfängerin ist verpflichtet, binnen drei Monaten 
nach Abschluss des Fördervertrages mit den Bauarbei­
ten zu beginnen und in einer angemessenen Frist (in der 
Regel zwölf Monate) zu vollenden. Vorhaben des Miet­
wohnungsneubaus sind in der Regel in einer Frist von 
längstens 18 Monaten fertig zu stellen. 

7.3	 Verwendungsnachweisverfahren 

Der Zuwendungsempfänger beziehungsweise die Zuwen­
dungsempfängerin hat bis zum Ablauf einer ihm von der 
Bewilligungsstelle gesetzten Frist einen Verwendungs­
nachweis zu führen. Der Verwendungsnachweis ist mit 
den Belegen (Rechnungen, Zahlungsbelege und -nach­
weise) im Original der Bewilligungsstelle zur Prüfung 
vorzulegen. Die Bewilligungsstelle kann auf Antrag des 
Zuwendungsempfängers beziehungsweise der Zuwen­
dungsempfängerin die Frist angemessen verlängern, 
wenn ihre Einhaltung ihm aus Umständen, die er nicht 
zu vertreten hat, nicht möglich ist. 

Die Belege sind zehn Jahre nach Vorlage des Verwen­
dungsnachweises aufzubewahren. 

7.4	 Auszahlungsverfahren 

Die Auszahlung des bewilligten Darlehens erfolgt bis zu 
85 Prozent nach Baufortschritt, wobei die einzelnen 
Auszahlungsraten mindestens 20 Prozent des benötigten 
Darlehens betragen sollen. Die restlichen 15 Prozent wer­
den nach Prüfung des Verwendungsnachweises gezahlt. 

Das im Finanzierungsplan berücksichtigte Eigenkapital 
ist vorrangig einzusetzen. 

7.5	 Vordrucke und Vertragsmuster 

Soweit einheitliche Vordrucke und Vertragsmuster vor­
gesehen sind, hat der Antragsteller diese zu verwenden. 

8	 Übergangsbestimmungen 

Alle der Bewilligungsstelle vorliegenden und noch nicht 
entschiedenen Förderanträge aus Vorjahren können auf 

Grundlage dieser Richtlinie abschließend beschieden 
werden. 

9	 Geltungsdauer 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie treten mit Wirkung 
vom 1. Januar 2014 in Kraft. Sie treten am 31. Dezem­
ber 2015 außer Kraft. 

Anlage 1 

Modernisierungsstandard mittlerer Intensität zur Herstel­
lung von Generationsgerechtigkeit und Gewährleistung der 
Energieeffizienz von Mietwohngebäuden 

Nach Durchführung der Modernisierung und Instandsetzung 
sollen die geförderten Gebäude und Wohnungen folgenden 
Standard aufweisen: 

1. Energieeffizienz 

- Der Primärenergiebedarf und die Transmissionswärme­
verluste müssen die Anforderungen aus der Nummer 2.1, 
3. Spiegelstrich der Mietwohnungsbauförderungsricht­
linie in vollem Umfang erfüllen. 

- Ausnahmen bei Baudenkmälern oder sonstiger beson­
ders erhaltenswerter Bausubstanz: 

Sind bei der Modernisierung und Instandsetzung Auf­
lagen des Denkmalschutzes zu erfüllen oder sind die 
Baumaßnahmen mit dem Ziel des Erhaltes sonstiger 
besonders erhaltenswerter Bausubstanz nur eingeschränkt 
durchführbar, kann der Primärenergiebedarf die Anfor­
derungen an den Neubau ausnahmsweise um mehr als 
30 Prozent überschreiten. Das Erreichen einer möglichst 
weitgehenden Energieeinsparung ist nachzuweisen. 

- Die Wärmeversorgung erfolgt mit einer modernen und 
energiesparenden Sammelheizung und Warmwasser­
bereitungsanlage mit fortschrittlicher Regelungstechnik 
entsprechend den Anforderungen der jeweils geltenden 
Energieeinsparverordnung (EnEV). 

2. Generationsgerechtigkeit 

- Die Planung der Wohnungen erfolgt unter Beachtung 
der DIN 18040 Barrierefreies Bauen. Dies betrifft auch 
die Ausstattung und Gestaltung von Treppenhäusern 
und Aufzügen. 

- Die allgemein zugänglichen Bereiche des Gebäudes 
sowie die Wohnungen und deren einzelne Räume und 
Freisitze sind nach Möglichkeit barrierefrei erreichbar. 
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- Die Wohnungsgrundrisse sind zweckmäßig, weisen 
abgeschlossene Räume angemessener Größe auf und 
tragen insgesamt heutigen Wohnansprüchen Rechnung. 
Dazu gehören insbesondere ausreichende Bewegungs­
flächen innerhalb der Wohnung einschließlich der Frei­
sitze, nach Möglichkeit die Vermeidung gefangener 
Räume und die Einhaltung von Geruchsschleusen. Der 
Zugang zu Toiletten erfolgt nicht über Wohnräume oder 
Küchen. Jeder Raum (ausgenommen Flure) ist natürlich 
belichtet und belüftet. Innen liegende Bäder sind aus­
nahmsweise zulässig, sofern es die Gebäudestruktur 
erfordert. 

- Die Außenanlagen sind generationsgerecht und barriere­
frei mit Wegen und Sitzmöglichkeiten gestaltet und 
begrünt. Bei Bedarf werden Spielmöglichkeiten, Wäsche-
trocken- und Müllplätze sowie wohnungsgebundene 
Kfz-Stellplätze (möglichst nicht im Hofbereich) und 
Fahrradabstellmöglichkeiten angeboten. 

3. Weitere Ausstattungsmerkmale 

Die vorhandenen Bauschäden sind im Rahmen der Instand­
setzung beseitigt. Die Gebäude weisen folgende weitere 
Ausstattungsmerkmale auf: 

- Die Bäder sind in den Fußboden- und Wandbereichen in 
zeitgemäßer Weise gefliest und mit Badewanne oder 
Dusche, WC, Waschbecken mit Wasser sparenden Arma­
turen sowie Warm- und Kaltwasserzählern ausgestattet. 

- Die Elektroinstallation entspricht den geltenden Normen 
(insbesondere ausreichende Steigeleitungen, Zähler­
zentralisation, normgerechte Verteilung in den Wohnun­
gen sowie Klingel mit Gegensprechanlage und integ­
riertem Türöffner für die Hauseingangstür). 

- Nach Möglichkeit sind alle Wohnungen mit Balkonen 
oder Terrassen als Freisitze ausgestattet. 

4. Wohnungsgrößen 

Die Wohnungsgrößen sind angemessen und der Wohnungs­
schlüssel ist marktgerecht. 


Folgende Wohnungsgrößen dienen der Orientierung: 


2-Raum-Wohnungen: bis zu 55 Quadratmeter (für Ein­
personenhaushalte), 

2-Raum-Wohnungen: bis zu 65 Quadratmeter (für Zwei­
personenhaushalte), 

3-Raum-Wohnungen: bis zu 80 Quadratmeter, 

4-Raum-Wohnungen: bis zu 90 Quadratmeter, 

1-Raum-Wohnungen sind grundsätzlich zu vermeiden. 


5. Planungsabweichungen 

Planungsabweichungen zu den Nummern 2. bis 4. sind 
durch den Antragsteller sachgerecht zu begründen. Über die 
Zulässigkeit der Abweichung im Einzelfall entscheidet die 
Bewilligungsstelle. 
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Anlage 2 
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Wahl zum 6. Landtag Brandenburg 
am 14. September 2014 

Kreiswahlleiter und deren Stellvertreter 
der Landtagswahlkreise Nr. 1 bis 44 

Bekanntmachung des Landeswahlleiters
 
Vom 24. März 2014
 

Auf der Grundlage von § 12 Absatz 2 Satz 1 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Januar 2004 (GVBl. I S. 30), zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 16. Mai 2013 (GVBl. I Nr. 19), und § 2 Absatz 1 und 2 
der Brandenburgischen Landeswahlverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 2004 (GVBl. II S. 150), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. Juni 
2009 (GVBl. II S. 386), wurden zu Kreiswahlleitern sowie zu 
Stellvertretern der Kreiswahlleiter für die Wahl zum 6. Landtag 
Brandenburg am 14. September 2014 berufen: 

Wahlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter 

1 
Prignitz I 

Annette Löther 
Kreisverwaltung Prignitz 
Berliner Straße 49 
19348 Perleberg 

Telefon: 03876 713395 
Fax: 03876 713291 
kreiswahlleiter@lkprignitz.de 

Doreen Meyer 
Kreisverwaltung Prignitz 
Berliner Straße 49 
19348 Perleberg 

Telefon: 03876 713103 
Fax: 03876 713116 
doreen.meyer@lkprignitz.de 

2 
Prignitz II/ 

Ostprignitz-Ruppin II 

Karin Zappe 
Kreisverwaltung Prignitz 
Berliner Straße 49 
19348 Perleberg 

Telefon: 03876 713262 
Fax: 03876 713328 
karin.zappe@lkprignitz.de 

Jana Kolterjahn 
Kreisverwaltung Ostprignitz-Ruppin 
Virchowstraße 14 - 16 
16816 Neuruppin 

Telefon: 03391 6886000 
Fax: 03391 6886071 
jana.kolterjahn@opr.de 

3 
Ostprignitz-Ruppin I 

Dietmar Tripke 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
Virchowstraße 14 - 16 
16816 Neuruppin 

Telefon: 03391 6883020 
Fax: 03391 6883002 
dietmar.tripke@opr.de 

Detlef Gelbke 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
Virchowstraße 14 - 16 
16816 Neuruppin 

Telefon: 03391 6881000 
Fax: 03391 6887014 
detlef.gelbke@opr.de 

4 
Ostprignitz-Ruppin III/ 

Havelland III 

Stefan Ritzka 
Landkreis Havelland 
Platz der Freiheit 1 
14712 Rathenow 

Telefon: 03385 5511293 
Fax: 03385 55131293 
kreiswahlleiter@havelland.de 

Sabine Schmidt 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
Heinrich-Rau-Straße 27 - 30 
16816 Neuruppin 

Telefon: 03391 6885000 
Fax: 03391 6885002 
sabine.schmidt@opr.de 
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Wahlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter 

5 
Havelland I 

6 
Havelland II 

Lothar Marquardt 
Landkreis Havelland 
Platz der Freiheit 1 
14712 Rathenow 

Telefon: 03385 5511233 
Fax: 03385 55131233 
kreiswahlleiter@havelland.de 

Anke Uhlig 
Landkreis Havelland 
Platz der Freiheit 1 
14712 Rathenow 

Telefon: 03385 5511262 
Fax: 03385 55131262 
kreiswahlleiter@havelland.de 

7 
Oberhavel I 

8 
Oberhavel II 

9 
Oberhavel III 

Rudi Mießner 
Landkreis Oberhavel 
Adolf-Dechert-Straße 1 
16515 Oranienburg 

Telefon: 03301 601125 
Fax: 03301 601129 
kreiswahlleiter@oberhavel.de 

Cornelia Franz 
Landkreis Oberhavel 
Adolf-Dechert-Straße 1 
16515 Oranienburg 

Telefon: 03301 601113 
Fax: 03301 6015997 
kreiswahlleiter@oberhavel.de 

10 
Oberhavel IV/ 
Uckermark III 

Sylvia Grünler 
Landkreis Oberhavel 
Adolf-Dechert-Straße 1 
16515 Oranienburg 

Telefon: 03301 601126 
Fax: 03301 601129 
kreiswahlleiter@oberhavel.de 

Siegrun Czinczel 
Landkreis Oberhavel 
Adolf-Dechert-Straße 1 
16515 Oranienburg 

Telefon: 03301 601128 
Fax: 03301 601129 
kreiswahlleiter@oberhavel.de 

11 
Uckermark I 

Marcel Dziwis 
Kreisverwaltung Uckermark 
Karl-Marx-Straße 1 
17291 Prenzlau 

Telefon: 03984 701016 
Fax: 03984 701899 
wahlen@uckermark.de 

Wolfgang Gerhardt 
Kreisverwaltung Uckermark 
Karl-Marx-Straße 1 
17291 Prenzlau 

Telefon: 03984 701007 
Fax: 03984 704099 
wahlen@uckermark.de 

12 
Uckermark II 

Elke Bruchmann 
Stadtverwaltung Schwedt/Oder 
Lindenallee 25 - 29 
16303 Schwedt/Oder 

Telefon: 03332 446363 
Fax: 03332 446200 
wahlorg.stadt@schwedt.de 

Maren Schmidt 
Stadtverwaltung Schwedt/Oder 
Lindenallee 25 - 29 
16303 Schwedt/Oder 

Telefon: 03332 446315 
Fax: 03332 446200 
wahlorg.stadt@schwedt.de 

13 
Barnim I 

14 
Barnim II 

15 
Barnim III 

Ilona Forth 
Kreisverwaltung Barnim 
Paul-Wunderlich-Haus 
Am Markt 1 
16225 Eberswalde 

Telefon: 03334 2141774 
Fax: 03334 2142774 
kreiswahlleitung@kvbarnim.de 

Katrin Jann 
Kreisverwaltung Barnim 
Paul-Wunderlich-Haus 
Am Markt 1 
16225 Eberswalde 

Telefon: 03334 2141779 
Fax: 03334 2142779 
kreiswahlleitung@kvbarnim.de 

16 
Brandenburg an der Havel I/ 

Potsdam-Mittelmark I 

Gabriele Lahn 
Landkreis Potsdam-Mittelmark 
Niemöllerstraße 1 
14806 Bad Belzig 

Telefon: 033841 91320 
Fax: 033841 91218 
wahl@potsdam-mittelmark.de 

Andrea Metzler 
Landkreis Potsdam-Mittelmark 
Niemöllerstraße 1 
14806 Bad Belzig 

Telefon: 033841 91208 
Fax: 033841 91218 
wahl@potsdam-mittelmark.de 
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Wahlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter 

17 
Brandenburg an der Havel II 

Hans-Joachim Freund 
BUGA-Zweckverband Premnitz 
Nicolaiplatz 30 
14770 Brandenburg an der Havel 

Telefon: 03386 21280216 oder 
03381 581020 

Fax: 03381 581024 
wahlen@stadt-brandenburg.de 

Viola Niemann 
Stadt Brandenburg an der Havel 
Nicolaiplatz 30 
14770 Brandenburg an der Havel 

Telefon: 03381 581020 
Fax: 03381 581024 
wahlen@stadt-brandenburg.de 

18 
Potsdam-Mittelmark II 

20 
Potsdam-Mittelmark IV 

Kerstin Kümpel 
Landkreis Potsdam-Mittelmark 
Niemöllerstraße 1 
14806 Bad Belzig 

Telefon: 033841 91348 
Fax: 033841 91218 
wahl@potsdam-mittelmark.de 

Martin Rätz 
Landkreis Potsdam-Mittelmark 
Niemöllerstraße 1 
14806 Bad Belzig 

Telefon: 033841 91537 
Fax: 033841 91218 
wahl@potsdam-mittelmark.de 

19 
Potsdam-Mittelmark III/ 

Potsdam III 

Michael Schrewe 
Stadtverwaltung Potsdam 
Friedrich-Ebert-Straße 79/81 
14469 Potsdam 

Telefon: 0331 2891245 
Fax: 0331 2893880 
michael.schrewe@rathaus.potsdam.de 

Dr. Reiner Pokorny 
Stadtverwaltung Potsdam 
Friedrich-Ebert-Straße 79/81 
14469 Potsdam 

Telefon: 0331 2891250 
Fax: 0331 2893880 
reiner.pokorny@rathaus.potsdam.de 

21 
Potsdam I 

22 
Potsdam II 

Dr. Matthias Förster 
Stadtverwaltung Potsdam 
Friedrich-Ebert-Straße 79/81 
14469 Potsdam 

Telefon: 0331 2891253 
Fax: 0331 2893880 
wahlbuero@rathaus.potsdam.de 

Heike Gumz 
Stadtverwaltung Potsdam 
Friedrich-Ebert-Straße 79/81 
14469 Potsdam 

Telefon: 0331 2891254 
Fax: 0331 2893880 
wahlbuero@rathaus.potsdam.de 

23 
Teltow-Fläming I 

24 
Teltow-Fläming II 

25 
Teltow-Fläming III 

Christiane Spalek 
Kreisverwaltung Teltow-Fläming 
Am Nuthefließ 2 
14943 Luckenwalde 

Telefon: 03371 6081110 
Fax: 03371 6089100 
christiane.spalek@teltow-flaeming.de 

André Muskewitz 
Kreisverwaltung Teltow-Fläming 
Am Nuthefließ 2 
14943 Luckenwalde 

Telefon: 03371 6081025 
Fax: 03371 6089000 
andre.muskewitz@teltow-flaeming.de 

26 
Dahme-Spreewald I 

28 
Dahme-Spreewald III 

Alexander Nagel 
Landkreis Dahme-Spreewald 
Reutergasse 12 
15907 Lübben (Spreewald) 

Telefon: 03546 201255 
Fax: 03546 201218 
wahlleiter@dahme-spreewald.de 

Peer Binienda 
Landkreis Dahme-Spreewald 
Reutergasse 12 
15907 Lübben (Spreewald) 

Telefon: 03546 201114 
Fax: 03546 201218 
wahlleiter@dahme-spreewald.de 

27 
Dahme-Spreewald II/ 

Oder-Spree I 

Rolf Lindemann 
Landkreis Oder-Spree 
Breitscheidstraße 7 
15848 Beeskow 

Telefon: 03366 351100 
Fax: 03366 354550 
kreiswahlleiter@l-os.de 

Michael Rose 
Kreisverwaltung Oder-Spree 
Breitscheidstraße 7 
15848 Beeskow 

Telefon: 03366 351360 
Fax: 03366 352379 
kreiswahlleiter@l-os.de 
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Wahlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter 

29 
Oder-Spree II 

30 
Oder-Spree III 

Michael Buhrke 
Landkreis Oder-Spree 
Breitscheidstraße 7 
15848 Beeskow 

Telefon: 03366 351200 
Fax: 03366 351209 
michael.buhrke@l-os.de 

Klaus Hildebrandt 
Landkreis Oder-Spree 
Breitscheidstraße 7 
15848 Beeskow 

Telefon: 03366 351314 
Fax: 03366 351209 
kreiswahlleiter@l-os.de 

31 
Märkisch-Oderland I/ 

Oder-Spree IV 

Ulrike Gliese 
Landkreis Oder-Spree 
Breitscheidstraße 7 
15848 Beeskow 

Telefon: 03366 351313 
Fax: 03366 351319 
kreiswahlleiter@l-os.de 

Walter Schottler 
Landkreis Oder-Spree 
Breitscheidstraße 7 
15848 Beeskow 

Telefon: 03366 351250 
Fax: 03366 351319 
kreiswahlleiter@l-os.de 

32 
Märkisch-Oderland II 

33 
Märkisch-Oderland III 

34 
Märkisch-Oderland IV 

Karla Frenzel 
Kreisverwaltung Märkisch-Oderland 
Puschkinplatz 12 
15306 Seelow 

Telefon: 03346 8507810 
Fax: 03346 8507819 
kreiswahlleiter@landkreismol.de 

Ulrich Fischer 
Kreisverwaltung Märkisch-Oderland 
Puschkinplatz 12 
15306 Seelow 

Telefon: 03346 8506050 
Fax: 03346 8507819 
kreiswahlleiter@landkreismol.de 

35 
Frankfurt (Oder) 

Eyke Beckmann 
Stadt Frankfurt (Oder) 
Marktplatz 1 
15230 Frankfurt (Oder) 

Telefon: 0335 5523001 
Fax: 0335 5523279 
eyke.beckmann@frankfurt-oder.de 

Martina Löhrius 
Stadt Frankfurt (Oder) 
Marktplatz 1 
15230 Frankfurt (Oder) 

Telefon: 0335 5523270 
Fax: 0335 5523279 
martina.loehrius@frankfurt-oder.de 

36 
Elbe-Elster I 

37 
Elbe-Elster II 

Dirk Gebhard 
Landkreis Elbe-Elster 
Ludwig-Jahn-Straße 2 
04916 Herzberg (Elster) 

Telefon: 03535 461250 
Fax: 03535 461311 
wahlen@lkee.de 

Anett Heppner 
Landkreis Elbe-Elster 
Ludwig-Jahn-Straße 2 
04916 Herzberg (Elster) 

Telefon: 03535 461258 
Fax: 03535 461311 
wahlen@lkee.de 

38 
Oberspreewald-Lausitz I 

Susann Priemer 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
Dubinaweg 1 
01968 Senftenberg 

Telefon: 03573 8701435 
Fax: 03573 8701410 
susann-priemer@osl-online.de 

Falk Peschel 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
Dubinaweg 1 
01968 Senftenberg 

Telefon: 03573 8701007 
Fax: 03573 8701010 
falk-peschel@osl-online.de 

39 
Oberspreewald-Lausitz II/ 

Spree-Neiße IV 

Gisbert Choschzick 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
Dubinaweg 1 
01968 Senftenberg 

Telefon: 03573 8705122 
Fax: 03573 8705124 
gisbert-choschzick@osl-online.de 

Jens Kruschwitz 
Landkreis Spree-Neiße 
EB Jobcenter 
Makarenkostraße 5 
03050 Cottbus 

Telefon: 0355 86694 35557 
Fax: 0355 86694 35588 
j.kruschwitz-jobcenter@lkspn.de 
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Wahlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter 

40 
Oberspreewald-Lausitz III/ 

Spree-Neiße III 

Hans-Jörg Milinski 
Job-Center Oberspreewald-Lausitz 
Adolfstraße 1 - 3 
01968 Senftenberg 

Telefon: 03573 808300 
Fax: 03573 808155 
hans-joerg-milinski@jobcenter-ge.de 

Bianca Köcher-Böning 
Landkreis Spree-Neiße 
EB Jobcenter 
Heinrich-Heine-Straße 1 
03149 Forst (Lausitz) 

Telefon: 03562 98615500 
Fax: 03562 98615588 
b.koecher-boening-jobcenter@lkspn.de 

41 
Spree-Neiße I 

42 
Spree-Neiße II 

Andreas Schober 
Landkreis Spree-Neiße 
Heinrich-Heine-Straße 1 
03149 Forst (Lausitz) 

Telefon: 03562 98611001 
Fax: 03562 98611088 
hauptamt@lkspn.de 

Pia Pollex 
Landkreis Spree-Neiße 
Heinrich-Heine-Straße 1 
03149 Forst (Lausitz) 

Telefon: 03562 98613008 
Fax: 03562 98613088 
rechtsamt@lkspn.de 

43 
Cottbus I 

44 
Cottbus II 

Carsten Konzack 
Stadt Cottbus 
Karl-Marx-Straße 67 
03044 Cottbus 

Telefon: 0355 6123310 
Fax: 0355 612133310 
wahlleiter@cottbus.de 

Andreas Pohle 
Stadt Cottbus 
Karl-Marx-Straße 69 
03044 Cottbus 

Telefon: 0355 6123305 
Fax: 0355 612133305 
wahlleiter@cottbus.de 
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Feststellung des Unterbleibens einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben Sanierung Produktenpipeline APS
 
vom Schieber 14 bis Seefeld
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma PCK Raffinerie GmbH, Passower Chaussee 111, 
16303 Schwedt/Oder beantragt die allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalles zur Sanierung der Anlage APS Produktenpipeline 
Schwedt-Seefeld. Die Baumaßnahme beginnt am Tanklager 
Seefeld, verläuft weiter in Bereichen der Ortslagen Werneuchen 
und Weesow und endet am Schieber 14, südöstlich der Ortslage 
Schönfeld. Die Gesamtlänge des Vorhabens beträgt ca. 10 km. 

Über die Produktenpipeline Schwedt-Seefeld (APS) werden 
Mineralölprodukte in das Tanklager Seefeld gefördert. 
Es ist geplant, den betroffenen Pipelineabschnitt durch einen 
parallelen Neubau, mit einem Abstand von 2 m zur vorhandenen 
Trassenachse, zu ersetzen. 
Die geplante Pipeline wird unterirdisch und überwiegend in 
offener Bauweise verlegt. Die Querung von Bahnlinien und 
Straßen erfolgt in geschlossener Bauweise. Nach Abschluss der 
Bauarbeiten kann der Arbeitsstreifen wieder bewirtschaftet 
werden. 

Es handelt sich dabei um die Änderung eines Vorhabens der 
Nummer 19.3.1 Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG ist für die Änderung oder 
Erweiterung eines Vorhabens, für das als solches bereits eine 
UVP-Pflicht besteht, eine allgemeine Vorprüfung des Einzel­
falls nach § 3c Satz 1 UVPG durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte vor Beginn des Plangenehmigungs­
verfahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorge­
legten Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis der Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 0335 560-3246 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim­
mer 103, Müllroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) einge­
sehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
8. April 2013 (BGBl. I S. 734) 

Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei bestimm­
ten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land Brandenburg 
(Brandenburgisches Gesetz über die Umweltverträglichkeits­
prüfung - BbgUVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Juli 2002 (GVBl. I S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Ost
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben wesentliche Änderung einer 


Anlage zum Halten und zur Aufzucht von Rindern
 
(Rinderanlage) und einer Anlage zur biologischen 


Behandlung von Gülle (Biogasanlage) am Standort 

in 04924 Bad Liebenwerda OT Oschätzchen 


Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma Agrarprodukte Oschätzchen e. G., Dorfstraße 30 a 
in 04924 Bad Liebenwerda OT Oschätzchen beantragt die 
Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf dem Grundstück in der Gemarkung Oschätz­
chen, Flur 4, Flurstück 330 (Landkreis Elbe-Elster) die beste­
hende Rinderanlage sowie die Biogasanlage wesentlich zu än­
dern. Dabei sollen der vorhandene Milchviehstall durch Ände­
rung der Aufstallung, den Anbau eines Freiauslaufes sowie die 
Verlängerung des Stallgebäudes um 12,00 m umgebaut werden 
und die Erhöhung der bestehenden Rinderplätze um 138 erfol­
gen. Bei der Biogasanlage sollen die Inputstoffe erhöht und ein 
Gärrestbehälter neu gebaut werden. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 7.1.5 V 
Spalte c, 8.6.3.2 V Spalte c und 1.2.2.2 V Spalte c des An­
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummern 7.5.2, 
8.4.2.1 und 1.2.2.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge­
meine Vorprüfung durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte im Genehmigungsverfahren auf der 
Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen 
sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
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lagen können nach vorheriger Anmeldung unter der Telefon­
nummer 0355 4991-1411 während der Dienstzeiten im Landes­
amt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional­
abteilung Süd, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27, 
Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) geändert worden ist 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An­
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973, 3756) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist. 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
 

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 

einer Windkraftanlage in 17291 Schenkenberg
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma Windpark Bietikow GbR, Gut Bietikow 1 in 
17291 Uckerfelde beantragt die Genehmigung nach § 4 Absatz 1 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem 
Grundstück 17291 Schenkenberg in der Gemarkung Schenken­
berg, Flur 1, Flurstück 72 (Landkreis Uckermark) eine Wind­
kraftanlage zu errichten und zu betreiben. (Az. G00214) 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 des An­
hanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens nach 
Nummer 1.6.1 Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzu­
führen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 0335 560-3182 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim­
mer 103, Müllroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) einge­
sehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An­
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973, 3756) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Ost
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
 
für das Vorhaben Errichtung und Betrieb von 


drei Windkraftanlagen in 15306 Vierlinden
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma Umwelt Aufwind UA GmbH & Co. Seewind KG, Al­
ter Weg 23 in 27478 Cuxhaven beantragt die Genehmigung nach 
§ 4 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf dem Grundstück 15306 Vierlinden in der Gemarkung Görls­
dorf, Flur 3, Flurstücke 124 und 134 (Landkreis Märkisch-Oder­
land) drei Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben. 
(Az: G00314) 

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 des An­
hanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2 Spal­
te 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits­
prüfung (UVPG). 
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Nach § 3c Satz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 0335 560-3182 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim­
mer 103, Müllroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) einge­
sehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An­
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973, 3756) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Ost
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben Vorbescheid für eine 

Windkraftanlage im Windpark „Glienig I“ 


am Standort in 15938 Steinreich OT Damsdorf 


Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma ENERCON GmbH, Dreekamp 5 in 26605 Aurich, be­
antragt einen Vorbescheid nach § 9 des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (BImSchG) für eine Windkraftanlage des Typs 
ENERCON E-115 im Windpark „Glienig I“ in der Gemarkung 
Damsdorf, Flur 1, Flurstück 120 (Landkreis Dahme-Spreewald). 
Die Nabenhöhe soll 149 m betragen. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla­
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2 
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge­
meine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Die Feststellung erfolgte mit Beginn des Genehmigungsverfah­
rens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger Anmeldung unter der Telefon­
nummer 0355 4991-1411 während der Dienstzeiten im Landes­
amt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional­
abteilung Süd, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27, 
Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) geändert worden ist 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An­
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973, 3756) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb von 


drei Windkraftanlagen in 03238 Massen OT Rehain
 
und OT Lindthal
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma UKA Meißen Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
 
Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Meißen beantragt die Genehmigung
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nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für 
die Errichtung und den Betrieb von drei Windkraftanlagen in der 
Gemarkung Rehain, Flur 1, Flurstücke 11, 12 und in der Ge­
markung Lindthal, Flur 4, Flurstück 224. 

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des An­
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2 Spalte 2 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge­
meine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger Anmeldung unter der Telefon­
nummer 0355 4991-1411 während der Dienstzeiten im Landes­
amt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional­
abteilung Süd, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27, 
Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) geändert worden ist 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An­
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973, 3756) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), das durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Genehmigung für die Errichtung und den 

Betrieb von drei Windkraftanlagen
 

in 14913 Niederer Fläming OT Hohenseefeld
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Der Firma Windpark Hohenseefeld II GmbH & Co. KG, Kur­
fürstenallee 23 a in 28211 Bremen wurde die Neugenehmigung 
gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, auf den Grundstücken in der Gemarkung Hohensee­
feld, Flur 1, Flurstücke 14 und 17 sowie Flur 2, Flurstück 28 
drei Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben. Das Vor­
haben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den Betrieb 
von drei Windkraftanlagen des Typs Vestas V 90 GridStreamer 
mit einer Nabenhöhe von 125 m und einem Rotordurchmesser 
von 90 m. Die Leistung der Anlagen beträgt 2,0 MW. 

Es handelt sich dabei um die Änderung einer Windfarm als Vor­
haben der Nummer 1.6.1 Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Nach § 3e 
UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vor­
prüfung des Einzelfalles durchzuführen. Im Ergebnis dieser Vor­
prüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte Vorhaben 
UVP-Pflicht besteht. Gemäß § 1 Absatz 2 der Neunten Verord­
nung zur Durchführung des BImSchG (9. BImSchV) wurde für 
das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchge­
führt. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt. 

Auslegung 

Der Genehmigungsbescheid sowie die dazugehörigen Unterla­
gen liegen in der Zeit vom 10.04.2014 bis zum 23.04.2014 im 
Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Regionalabteilung Süd, Genehmigungsverfahrensstelle, Von­
Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 und bei der Ge­
meinde Niederer Fläming, Bauamt, Dorfstraße 1 a in 14913 Nie­
derer Fläming OT Lichterfelde zur Einsichtnahme von jeder­
mann während der Dienststunden aus. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist beim Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Von-Schön-Straße 7 
in 03050 Cottbus schriftlich oder mündlich zur Niederschrift 
einzulegen. 
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Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) geändert worden ist 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) geändert worden ist 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 95), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
 
Regionalabteilung Süd,
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Genehmigung für die wesentliche Änderung 

und den Betrieb einer Windkraftanlage
 

in 14913 Niederer Fläming OT Hohenseefeld
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Der Firma Windpark Hohenseefeld II GmbH & Co. KG, Kur­
fürstenallee 23 a in 28211 Bremen wurde die Änderungsgeneh­
migung gemäß § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
erteilt, die auf dem Grundstück in 14913 Niederer Fläming 
OT Hohenseefeld, Gemarkung Hohenseefeld, Flur 3, Flur­
stück 2 genehmigte Windkraftanlage in wesentlichen Teilen zu 
ändern. Anstelle der ursprünglich geplanten Windkraftanlage 
des Typs Vestas V90-2.0 MW mit einer Nabenhöhe von 105 m 
wird eine Windkraftanlage des Typs Vestas V90 GridStreamer 
mit einer Nabenhöhe von 125 m, einem Rotordurchmesser von 
90 m und einer Leistung von 2,0 MW errichtet. Gegenstand der 
Änderung ist außerdem die Anpassung der Zuwegung und der 
Kranaufstellfläche. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt. 

Auslegung 

Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 10.04.2014 
bis zum 23.04.2014 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Genehmigungs­
verfahrensstelle, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, Zim­

mer 4.27 und bei der Gemeinde Niederer Fläming, Bauamt, 
Dorfstraße 1 a in 14913 Niederer Fläming OT Lichterfelde zur 
Einsichtnahme von jedermann während der Dienststunden aus. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be­
kannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die oben ganannte Genehmigung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist beim Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Von-Schön-Straße 7 
in 03050 Cottbus schriftlich oder mündlich zur Niederschrift 
einzulegen. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) geändert worden ist 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
 
Regionalabteilung Süd,
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Planfeststellungsverfahren zum Vorhaben 
„Verbesserung der touristischen Infrastruktur in 

Burg (Spreewald), 3. Bauabschnitt-Gewässerausbau“ 
im Landkreis Spree-Neiße in der Gemeinde Burg 

(Spreewald) 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Für das o. a. Vorhaben wird auf Antrag der Gemeinde Burg (Vor­
habensträgerin) vom Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Genehmigungsver­
fahrensstelle Süd (Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde) 
ein Planfeststellungsverfahren nach § 68 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushaltes (WHG) in Verbindung mit § 1 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg 
(VwVfGBbg), §§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) sowie den Bestimmungen des Gesetzes über die Um­
weltverträglichkeit (UVPG) durchgeführt. 
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Zur Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen, der 
rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen 
nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG und der Stellungnahmen der 
Behörden wird ein Erörterungstermin durchgeführt. 

1. 	 Der Erörterungstermin wird am 15.04.2014 ab 10:00 Uhr 
in der Gaststätte „Deutsches Haus“, Hauptstraße 2 in 
03096 Burg /Spreewald  durchgeführt. Gegenstand der  Er­
örterung sind die Stellungnahmen der Behörden und sonsti­
ger Träger öffentlicher Belange. 

Soweit die Erörterung nicht am 15.04.2014 abgeschlossen 
werden kann, wird diese am 16.04.2014 um 10:00 Uhr am 
gleichen Ort fortgesetzt. Hierüber wird spätestens am Ende 
der Verhandlung am 15.04.2014 entschieden. Die Bekannt­
gabe von ggf. weiteren erforderlichen Verhandlungstermi­
nen erfolgt jeweils spätestens am Ende des jeweiligen letz­
ten Verhandlungstages. 

2. 	 Die Teilnahme am Erörterungstermin ist jedem, dessen Be­
lange durch das Vorhaben berührt werden, freigestellt. Die 
Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die­
ser hat seine Bevollmächtigung durch eine schriftliche Voll­
macht nachzuweisen und diese zu den Akten des Landesam­
tes für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutzes, Ge­
nehmigungsverfahrensstelle Süd, zu geben. Es wird darauf 
hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch oh­
ne ihn verhandelt wird. 

3. 	Durch Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreter­
bestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 

4. 	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

Im Internet finden Sie diese Bekanntmachung auf folgender Seite: 
- http://www.lugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.300734.de 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsge­
setz -WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das durch Ar­
tikel 4 Absatz 76 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I 
S. 3154) geändert worden ist 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) ge­
ändert worden ist 

Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg 
(VwVfGBbg) vom 7. Juli 2009 (GVBl. I S. 262, 264), geän­
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GVBl. I 
Nr. 18) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), das durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Errichtung und Betrieb von 13 Windkraftanlagen 

in 15936 Dahme/Mark OT Zagelsdorf und 


OT Rosenthal sowie in 15936 Dahmetal OT Görsdorf
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma Windpark Dahme-Zagelsdorf 1 GmbH & Co. KG, 
Airport Center Schönefeld, Mittelstraße 5/5a in 12529 Schöne­
feld beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immis­
sionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grundstücken in 
15936 Dahme/Mark OT Zagelsdorf und OT Rosenthahl, Ge­
markung Zagelsdorf, Flur 2, Flurstücke 92, 119, 147 und 148 
drei Windkraftanlagen, Gemarkung Rosenthal, Flur 2, Flur­
stücke 33, 37 und 54 sowie Flur 3, Flurstücke 28, 29, 45, 56 
und 104/49 sieben Windkraftanlagen und in 15936 Dahmetal 
OT Görsdorf, Gemarkung Görsdorf, Flur 5, Flurstück 140, 
141, 157, 158, 171 und 172 drei Windkraftanlagen zu errich­
ten und zu betreiben. 

Gemäß § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchführung 
des BImSchG ist für das Vorhaben die Durchführung einer Um­
weltverträglichkeitsprüfung erforderlich. 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von 13 Windkraftanlagen des Typs GE 2.5-120 mit ei­
nem Rotordurchmesser von 120 m und einer Nabenhöhe von 
120 m. Die Leistung je Anlage wird 2,5 MWel betragen. 

Die Inbetriebnahme der Windkraftanlagen ist für 2014 vorgese­
hen. 

I.Auslegung 

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 16.04.2014 bis einschließlich 
15.05.2014 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver­
braucherschutz, Regionalabteilung Süd, Genehmigungsverfah­
rensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, 
im Amt Dahme/Mark, Bauamt, Hauptstraße 48/49 in 15936 Dah­
me/Mark ausgelegt und können dort während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden. 

II. Einwendungen 

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein­
wendungsfrist vom 16.04.2014 bis einschließlich 29.05.2014 
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus­
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 

III. Erörterungstermin 

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem 
Erörterungstermin am 09.07.2014 um 10:00 Uhr im Rat­
haussaal des Amtes Dahme/Mark, Hauptstraße 48/49 in 
15936 Dahme/Mark erörtert. Kann die Erörterung an diesem 
Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin an 
den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewie­

http:http://www.lugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.300734.de
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sen, dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen­
dungen erhoben haben, erörtert werden. Wurden Einwendungen 
form- und fristgerecht nicht erhoben, findet kein Erörterungs­
termin statt. 

IV. Hinweise 

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe­
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An­
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs­
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei­
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt werden. 

V. Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 
(BGBl. I S. 3830), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 
2013 (BGBl. I S. 1943) geändert worden ist 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) geändert worden ist 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1757), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Genehmigung für drei Windkraftanlagen 
in 04936 Schlieben OT Oelsig 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Der Firma SAB WindTeam GmbH, Berliner Platz 1 in 25524 It­
zehoe wurde die Neugenehmigung gemäß §§ 4, 10 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes erteilt, auf den Grundstücken in 
04936 Schlieben OT Oelsig, Gemarkung Oelsig, Flur 5, Flur­
stück 46 und Flur 4, Flurstück 125 drei Windkraftanlagen 
des Typs Nordex N100/2500 zu errichten und zu betreiben. Die 
Genehmigung umfasst die Errichtung und den Betrieb der 

Windkraftanlagen mit einem Rotordurchmesser von 99,8 m, ei­
ner Nabenhöhe von 100 m und einer elektrischen Leistung von 
2,5 MW pro Anlage sowie die dazugehörenden Kranaufstell­
plätze, Trafostationen und Zuwegungen. 

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt. 

Auslegung 

Der Genehmigungsbescheid und die dazugehörigen Antrags-
unterlagen liegen in der Zeit vom 10.04.2014 bis 23.04.2014 im 
Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Regionalabteilung Süd, Genehmigungsverfahrensstelle, Von­
Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27, in der Stadtver­
waltung Schlieben, Herzberger Straße 7 in 04936 Schlieben, 
in der Stadtverwaltung Doberlug-Kirchhain, Am Markt 8 in 
03253 Doberlug-Kirchhain und in der Stadt Uebigau-Wahren­
brück, Markt 11 in 04938 Uebigau zur Einsichtnahme während 
der Dienststunden aus. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist beim Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Von-Schön-Straße 7 
in 03050 Cottbus schriftlich oder mündlich zur Niederschrift 
einzulegen. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) geändert worden ist 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) geändert worden ist 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 BGBl. I 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
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Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben immissionsschutzrechtliches
 
Genehmigungsverfahren für die Errichtung und 


den Betrieb von einer Windkraftanlage am Standort
 
Gemeinde Karstädt, Gemarkung Premslin, Flur 1,
 

Flurstück 20 im Landkreis Prignitz
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 18230 
Ostseebad Rerik beantragte die Genehmigung nach § 4 des Bun­
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) am Standort im 
Landkreis Prignitz in der Gemeinde Karstädt, Gemarkung 
Premslin, Flur 1, Flurstück 20 eine Windkraftanlage des Typs 
e.n.o. 92 mit einer Gesamthöhe von 169,4 m zu errichten und zu 
betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des 
Anhanges der Vierten Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.1 
Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3c Absatz 1 Satz 1 und 3 UVPG in Verbindung mit § 3e 
Absatz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben ei­
ne allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 033201 442-486 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 Pots­
dam/OT Groß Glienicke eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1275), geändert durch Artikel 1 des Elften Gesetzes zur Än­
derung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An­
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. März 1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie über Industrie­

emissionen, zur Änderung der Verordnung über Immissions­
schutz- und Störfallbeauftragte und zum Erlass einer Bekannt­
gabeverordnung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 95), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes zur För­
derung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung wei­
terer Vorschriften vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749, 2556) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben immissionsschutzrechtliches
 
Genehmigungsverfahren für die Errichtung und 


den Betrieb von einer Windkraftanlage am Standort
 
Gemeinde Karstädt, Gemarkung Klockow, Flur 3,
 

Flurstück 52/1 im Landkreis Prignitz
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 8. April 2014
 

Die Firma Windplan Blüthen/Klockow GmbH  Co. KG, Bahn­
straße 7 in 19348 Pirow, beantragte die Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) am Standort 
im Landkreis Prignitz in der Gemeinde Karstädt, Gemarkung 
Klockow, Flur 3, Flurstück 52/1 eine Windkraftanlage des Typs 
ENERCON E-101 mit einer Gesamthöhe von 199,5 m zu er­
richten und zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des 
Anhanges der Vierten Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.1 
Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3c Absatz 1 Satz 1 und 3 UVPG in Verbindung mit § 3e 
Absatz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben ei­
ne allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 033201 442-486 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
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Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 Pots­
dam/OT Groß Glienicke eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1275), geändert durch Artikel 1 des Elften Gesetzes zur Än­
derung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An­
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. März 1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie über Industrie­
emissionen, zur Änderung der Verordnung über Immissions­
schutz- und Störfallbeauftragte und zum Erlass einer Bekannt­
gabeverordnung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I  S. 973) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 95), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes zur För­
derung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung wei­
terer Vorschriften vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749, 2556) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung
 

für das Vorhaben „Errichtung und Betreiben einer
 
110-kV-Kabelanlage vom Kraftwerk Jänschwalde
 

zum 110/30/6-kV-Umspannwerk Radewiese des 

Tagebaues Jänschwalde“
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 

Geologie und Rohstoffe 


Vom 26. März 2014
 

Die Firma Vattenfall Europe Mining AG, Vom-Stein-Straße 39, 
in 03050 Cottbus, hat die Errichtung und den Betrieb 
der 110-kV-Kabelanlage vom Kraftwerk Jänschwalde zum 
110/30/6-kV-Umspannwerk Radewiese des Tagebaues Jänsch­
walde beantragt. Vom Vorhaben betroffen ist das Gebiet des 
Landkreises Spree-Neiße. 

Errichtet wird eine ca. 7,4 km 110-kV-Kabelanlage mit zwei pa­
rallel geführten 110-kV-Erdkabelsystemen zwischen einer gas­
isolierten Schaltanlage des Kraftwerkes Jänschwalde und dem 
Umspannwerk Radewiese des Tagebaues Jänschwalde. 

Gemäß § 3c Absatz 1 in Verbindung mit § 3a und Anlage 1, 
Nummer 15.1 UVPG in Verbindung mit § 1 der UVP-V Bergbau 
wurde durch das LBGR eine allgemeine Vorprüfung des Einzel­
falls durchgeführt. 

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass für das Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich­
keitsprüfung besteht. 

Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund 
überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anla­
ge 2 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteili­
gen Umweltauswirkungen haben. Die Feststellung erfolgte auf 
der Grundlage der von der Vorhabensträgerin vorgelegten Unter­
lagen, eigenen Informationen und unter Beteiligung des Land­
kreises Spree-Neiße und des Landesamtes für Umwelt, Gesund­
heit und Verbraucherschutz Brandenburg. 

Diese Entscheidung ist gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht selbst­
ständig anfechtbar. Die Begründung dieser Entscheidung und 
die ihr zugrunde liegenden Unterlagen können nach vorheriger 
telefonischer Anmeldung (Tel.-Nr.: 0355 48640 213) während 
der Dienstzeiten im Landesamt für Bergbau, Geologie und Roh­
stoffe, Haus 1, Zimmer 2.15, Inselstraße 26, in 03046 Cottbus, 
eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749) 

Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbau­
licher Vorhaben (UVP-V Bergbau) vom 13. Juli 1990 (BGBl. I 
S. 1420), zuletzt geändert durch Artikel 8 der Verordnung vom 
3. September 2010 (BGBl. I S. 1261) 

Landesamt für Bergbau, 

Geologie und Rohstoffe Brandenburg
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
 

Feststellen des Unterbleibens einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben einer Erstaufforstung 

Bekanntmachung des Landesbetriebes Forst
 
Brandenburg, Oberförsterei Siehdichum 


Vom 17. März 2014
 

Der Antragsteller plant in der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder), 
Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 108, Flurstück 308 tlw., die 
Erstaufforstung gemäß § 9 LWaldG1 auf einer Fläche von 2,675 ha 
(Anlage Mischwald mit Waldrandgestaltung). 

Gemäß Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist für 
geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald 
zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vor­
prüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG durch­
zuführen. 

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen 
vom 27.01.2014, Az.: LFB 24.04-7020-6/01/14 durchgeführt. 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Unterlagen 
können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der Tele­
fonnummer 033606 870110 während der Dienstzeit beim Lan­
desbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Siehdichum, Bahn­
hofstraße 57, 15299 Müllrose eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

1.	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20. April 2004 (GVBl. I S. 137), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 175, 
184) 

2.	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

3.	 Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei 
bestimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002 
(GVBl. I S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39) 

Feststellen des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben einer Erstaufforstung
 

Bekanntmachung des Landesbetriebes 

Forst Brandenburg, Oberförsterei Lehnin 


Vom 19. März 2014
 

Der Antragsteller plant im Landkreis Potsdam-Mittelmark Ge­
markungen Brandenburg, Fohrde und Brielow die Erstaufforstung 
gemäß § 9 LWaldG1 auf einer Fläche von 11,7800 ha (siehe Liste). 

Gemarkung Flur Flurstück Gesamtgröße 
Flurstück [ha] 

Aufforstungs­
fläche 
[ha] 

Brandenburg 113 2 1,97 
Fohrde 3 90, 91, 99 0,96 
Fohrde 3 88, 89, 90, 99, 101/1 1,20 
Brielow 1 204 0,40 
Brielow 1 109/1 0,75 
Brielow 1 107/1, 107/2, 108/1, 

108/2, 109/1, 109/2 
6,50 

Summe 11,78 

Gemäß Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist für 
geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald 
zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vor­
prüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG durch­
zuführen. 

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen 
vom 19.12.2013, Az.: LFB 13.06-7020-06/01/14 durchgeführt. 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Unterla­
gen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der 
Telefonnummer 03382 310 während der Dienstzeit beim Lan­
desbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Lehnin, Am 
Fischersberg 6, 14797 Kloster Lehnin eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

1.	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20. April 2004 (GVBl. I S. 137), zuletzt geändert durch Ar­
tikel 3 des Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 175, 184) 

2.	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Geset­
zes vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 734) 

3.	 Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei be­
stimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land Bran­
denburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002 
(GVBl. I S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39) 
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
 

Zwangsversteigerungssachen 

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs­
sachen gilt Folgendes: 

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra­
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel­
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver­
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter­
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt. 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge­
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus 
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol­
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben. 
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge­
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver­
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Amtsgericht Bad Liebenwerda 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Donnerstag, 5. Juni 2014, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von 
Plessa Blatt 8 eingetragenen Grundstücke; Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

11 

13 

Plessa 

Plessa 

3 

3 

216 

291/1 

Gebäude- und Gebäude­
nebenflächen 
Gebäude- und Gebäude­
nebenflächen 
Ackerland 

2.016 m2 

9.166 m2 

versteigert werden. 
Beschreibung laut Gutachten: Flurstück 216 ist bebaut mit einem 
Wohnhaus (WF ca. 144 m2) sowie umfangreichen Nebengebäu­
den, belegen Waldstraße 21; Flurstück 291/1 ist unbebaut. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein­
getragen worden am 22.01.2013. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest­
gesetzt auf:
 
Flurstück 216 80.900,00 EUR
 
Flurstück 291/1 7.900,00 EUR.
 

Im Termin am 25.02.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes der
 
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
 
die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat.                       

Geschäfts-Nr.: 15 K 3/13
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 10. Juni 2014, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Wohnungs­
grundbuch von Finsterwalde Blatt 7525 eingetragene Woh­
nungseigentum; Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

27/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück Flur 2, Flurstück 87/1, 
Gebäude- und Freifläche Heimstättensiedlung 1 bis 10, groß 25.924 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Aufteilungsplan mit Zif­
fer 1 bezeichneten 58,70 qm großen Wohnung des Hauses Nr. 8. Der hier 
genannte Miteigentumsanteil ist verbunden mit dem im Schuppenkom­
plex 1 befindlichen, mit Ziffer 26 bezeichneten Abstellraum sowie mit 
dem im Kellergebäude befindlichen, nicht zu Wohnzwecken dienenden 
Kellerraum Nr. 25. 

versteigert werden. 

Beschreibung laut Gutachten: Auf dem Grundstück befinden 
sich 11 Wohn- bzw. Reihenhäuser, das Versteigerungsobjekt 
befindet sich im Endhaus des Reihenhauses Nr. 8a, das Neben­
gebäude im Schuppenkomplex 2 und der Keller im Keller­
gebäude Nr. 3 (insgesamt 28 Kellerräume vorhanden). 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein­
getragen worden am 20.11.2013. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest­
gesetzt auf 16.800,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 15 K 67/13 

Versteigerung 
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am 

Dienstag, 10. Juni 2014, 14:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Mühlberg Blatt 615 eingetragene Grundstück; Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

2 Mühlberg 2 833 Gebäude- und Freifläche 177 m2 

Altstädter Graben 9 

versteigert werden. 
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Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Reihenmittel-
haus und Anbauten (Zwischenbau und Hinterhaus) sowie einem 
Holzschuppen 
Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das genannte Grund­
buch eingetragen worden am 21.11.2012. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest­
gesetzt auf 7.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 15 K 88/12 

Zwangsversteigerung 
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am 

Donnerstag, 12. Juni 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Münchhausen Blatt 181 eingetragene Grundstück; Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück    Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Münchhausen 2 2/1 Gebäude- und Gebäude­
nebenflächen 
Langes Ende 11 

494 m2 

versteigert werden. 
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Wohngebäude,
 
leerstehend (Bj. ca. 1926)
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein­
getragen worden am 05.03.2013.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest­
gesetzt auf 4.000,00 EUR. 

Geschäfts-Nr.: 15 K 1/13
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Donnerstag, 12. Juni 2014, 10:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die in den Grund­
büchern von Schlieben Blatt 211 und Wehrhain Blatt 279 ein­
getragenen Grundstücke; 

Schlieben Blatt 211: 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

3 Schlieben 9 264 Gebäude- und Freifläche, 16.304 m2 

Neue Straße 

Wehrhain Blatt 279: 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe
 

1 Wehrhain 3 215/3 Gebäude- und Freifläche 
Gewerbe u. 
Industrie, Neue Straße 

1.030 m2 

versteigert werden. 

Beschreibung laut Gutachten: Flurstück 264 ist mit einer Gewer­
behalle mit Anbauten sowie überdachter Lagerfläche bebaut,
 
belegen Schlieben OT Wehrhain, Neue Straße 24; Flurstück 215/3
 
ist unbebaut.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbücher
 
eingetragen worden am 04.06.2010.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest­
gesetzt auf:
 
Flurstück 264 25.000,00 EUR
 
Flurstück 215/3 1.000,00 EUR. 

Geschäfts-Nr.: 15 K 42/10
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 12. Juni 2014, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Kröbeln Blatt 162 eingetragene Grundstück; Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Kröbeln 7 104/2 1.469 m2 

versteigert werden.
 
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Wohnhaus 

(Bj. ca. 1920, leerstehend) sowie Nebengebäude, belegen Rie­
saer Straße 25.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein­
getragen worden am 10.01.2013.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest­
gesetzt auf 26.000,00 EUR. 

Geschäfts-Nr.: 15 K 94/12
 

Amtsgericht Königs Wusterhausen 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 26. Mai 2014, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Königs Wusterhausen, 
Saal 06 (15745 Wildau, Friedrich-Engels-Str. 58), das im Grund­
buch von Teurow Blatt 368 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Teurow, Flur 6, Flurstück 190, Gebäude-

und Freifläche, Am Ortberg 58, Größe 339 m2 

Gemarkung Teurow, Flur 6, Flurstück 191, Gebäude-
und Freifläche, Am Ortberg 57, Größe 378 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 241.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
28.10.2013 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15757 Halbe OT Teurow, Am 
Ortberg 57 und 58. Es ist bebaut mit einem unterkellerten Dop­
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pelwohnhaus und zwei Carports. Das Doppelwohnhaus ist in 
massiver Bauweise errichtet, das Dachgeschoss ist ausgebaut. 
Die Wohnfläche je Doppelhaushälfte beträgt ca. 121 qm. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Königs 
Wusterhausen, Zimmer 015, vorliegenden Gutachten zu den 
Sprechzeiten entnommen werden. 
AZ: 8 K 37/13 

Amtsgericht Luckenwalde 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 8. Mai 2014, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde, das im Grundbuch von 
Rangsdorf Blatt 4040 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Rangsdorf, Flur 11, Flurstück 516, Ge­

bäude- und Freifläche, Wacholderstraße 86, Größe 
114 m2 

das im Grundbuch von Rangsdorf Blatt 4008 
zu je 1/102 Anteil eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Rangsdorf, Flur 11, Flurstück 665, Er­

holungsfläche, Wacholderstraße, Größe 3.165 m2 

das im Grundbuch von Rangsdorf Blatt 4023 
zu je 1/32 Anteil eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Rangsdorf, Flur 11, Flurstück 514, Ver­

kehrsfläche, Wacholderstraße, Größe 371 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 146.416,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
14.06.2013 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15834 Rangsdorf, Wacholder­
straße 86. Es ist bebaut mit Einfamilienhaus als Reihenmittelhaus. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken­
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech­
zeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 61/13 
(17 K 71/13; 17 K 72/13) 

Amtsgericht Strausberg 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 27. Mai 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos­
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Petershagen 
Blatt 1620 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Petershagen, Flur 4, Flurstück 645, 

Thälmannstr. 68, Größe 896 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 118.000,00 EUR festgesetzt wor­
den. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
21.09.2013 eingetragen worden. 

laut Gutachten: 
bebaut mit eingeschossigem Einfamilienhaus, vollständig unter­
kellert, DG ausgebaut, Bj. 1929, nach 2000 (innen) teilweise 
modernisiert, Wohnfläche ca. 132 m2, Keller mit ca. 68 m2 Nutz­
fläche, EG: 2 Zi., Kü., Diele, Veranda; DG: 2 Zi., Bad und Flur; 
seit 01.06.2010 vermietet 
Lage: 15370 Petershagen, Thälmannstr. 68 
AZ: 3 K 242/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am     

Mittwoch, 28. Mai 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, das im Wohnungsgrundbuch von Neuenhagen b. Berlin 
Blatt 7113 eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 197/3.759 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 

Gemarkung Neuenhagen, 

Flur 14, Flurstück 153, Gebäude- und Freifläche,
 
Hauptstr. 17, 17 A, 17 B, 17 C, 17 D, 17 E, 17 F, 17 G,
 
17 H, 17 I, 17 J, 17 K, 19, 19 A, 19 B, 19 C, 19 D, 19 E,
 
19 F, Größe 612 m2
 

Flur 14, Flurstück 154, Gebäude- und Hauptstr. 17,
 
17 A, 17 B, 17 C, 17 D, 17 E, 17 F, 17 G, 17 H, 17 I,
 
17 J, 17 K, 19, 19 A, 19 B, 19 C, 19 D, 19 E, 19 F,
 
Größe 1.271 m2
 

Flur 14, Flurstück 155, Gebäude- und Freifläche,
 
Hauptstr. 17, 17 A, 17 B, 17 C, 17 D, 17 E, 17 F, 17 G,
 
17 H, 17 I, 17 J, 17 K, 19, 19 A, 19 B, 19 C, 19 D, 19 E,
 
19 F, Größe 1.876 m2
 

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Aufteilungsplan 
mit Nr. 4 bezeichneten Wohnung (Reihenhaus) einschließlich 
Gerätehaus; 
mit Sondernutzungsrecht an der im Lageplan mit Nr. I.4 bezeich­
neten Grundstücksfläche und dem Pkw-Stellplatz Nr. 1.4 
laut Gutachten: 
- Wohnungseigentum in Form eines Reihenmittelhauses, Bj. 

1998, nicht unterkellert, EG: 1 Zi., Küche, HWR, Diele, Gäs-
te-WC, DG: 3 Zi., Bad, Flur, Spitzboden (keine Wfl.), insges. 
ca. 96 m2 Wfl., 

- Sondernutzungsrechte an Grundstücksfläche u. Kfz-Stell­
platz 

Lage: Hauptstr. 19 c, 15366 Neuenhagen (Nr. 4 des ATP) 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
23.07.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 
Wohnungseigentum: 150.000,00 EUR 
Wert des Zubehörs (Küche ): 700,00 EUR 

150.700,00 EUR. 
AZ: 3 K 353/12 
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Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 4. Juni 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, das im Grundbuch von Eggersdorf b. Strausberg 
Blatt 1511 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr.: 1, Gemarkung Eggersdorf/Str., Flur 1, Flurstück 1505, 

Karl-Liebknecht-Str. 46, Größe 1.276 m2 

laut Gutachten: 
Grundstück bebaut mit Einfamilienhaus u. Stallgebäude, Bj. zw. 
1926 - 1930, nach 2000 teilmodernisiert, teilw. unterkellert, EG: 

4 Zi., Küche, Bad, Flur, Veranda, ca. 80 m2 Wfl., DG nicht aus­
gebaut, erheblicher Sanierungs- u. Modernisierungsbedarf, ver­
mietet 
Lage: Karl-Liebknecht-Str. 46, 15345 Petershagen/Eggersdorf 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
01.10.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 87.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 241/13 

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
 

Gläubigeraufruf 

Der Verein „Deutscher Kinderschutzbund (DKSB) Ortsverband 
Potsdam e. V.“, Anschrift: c/o Patrick Hohensee, Niels-Bohr-
Ring 7, 14480 Potsdam; VR 7487 P, ist zum 31. Januar 2014 
durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 07.01.2014 
aufgelöst worden. 
Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bis zum 10. April 2015 bei nachstehend genanntem Liqui­
dator anzumelden: 

Vorstandsvorsitzender 
Patrick Hohensee 
Niels-Bohr-Ring 7 
14480 Potsdam 

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
 
Der Bezugspreis beträgt jährlich 56,24 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
 

Die Berechnung erfolgt im Namen und für Rechnung des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenburg.
 
Die Kündigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulässig; sie muss bis spätestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
 

Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige Anforderungen sind
 
an die Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
 

Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Golm, Karl-Liebknecht-Straße 24 - 25, Haus 2,
 
14476 Potsdam, Telefon 0331 5689-0
 

Das Amtsblatt für Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Veröffentlichungsblätter [ab 2000]), 

seit 1. Januar 2007 auch mit sämtlichen Bekanntmachungen (außer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.
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